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Herr Junkerkalefeld eréffnet die Sitzung des Ausschusses fir Planung und Verkehr und begrufdt die
anwesenden Ausschussmitglieder, die Verwaltungsmitarbeiter, den technischen Beigeordneten Herrn
Abel, die Mitglieder der Ausschusses fur Familien und Soziales, die interessierten Birger, Herrn Hahn
von der Tageszeitung ,Die Glocke* und ganz besonders Frau Starkgraff von der Seniorenhilfe SMMP
und den Architekten Herrn Maas vom Architekturbliro Maas und Partner.

Herr Junkerkalefeld stellt fest, dass form- und fristgerecht eingeladen wurde und der Ausschuss fur
Planung und Verkehr beschlussfahig ist.

Er teilt mit, dass in Stromberg auf Haus Nottbeck eine Studentengruppe der Hochschule Osnabriick ein

Projekt zur Ortsentwicklung ausgearbeitet und vorgestellt habe und dass dies neue Visionen fir den Ort
schaffe.

Offentliche Sitzung

1. Befangenheitserklarungen

Herr Westerwalbesloh erklart sich fir die Tagesordnungspunkte 7, 8 und 9 flr befangen.

2. Genehmigung der Niederschrift tiber die Sitzung vom 22.11.2012
Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr genehmigt einstimmig die Niederschrift Gber die Sitzung vom
22.11.2012.

3. Vorstellung der Planungen zum Nachnutzungskonzept fur die ehemalige Vitus-Schule
Siinninghausen
Vorlage: B 2013/EBF/2666

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass der Planungsstand zum mdglichen Nachnutzungskonzept fur die
Vitus-Schule Sdnninghausen im Bezirksausschuss Sunninghausen am 28. Januar 2013 erstmals
offentlich vorgestellt wurde. In der heutigen Sitzung des Planungsausschusses unter Beteiligung des
Ausschusses fur Soziales, Familie und Senioren, wird dieser Planungsstand von Frau Starkgraff
(Geschaftsfeldleitung der Seniorenhilfe SMMP) und Herrn Maas (Architekturbiro Maas und Partner) zur
Kenntnisnahme vorgestellt. In der Folge wird dieser Planungsstand Grundlage fur die weitere
Raumplanung der Vereine in Sunninghausen dienen und dem Rat als Gesamtkonzept zur Entscheidung
vorgelegt.

Frau Starkgraff teilt mit, dass die zentrale Idee fur die Nachnutzung der Schule in Sinninghausen eine
Seniorenwohngemeinschaft mit betreuten Wohneinheiten sei. Es soll eine Vernetzung zwischen dem
Leben im Dorf, den Senioren und den Vereinen geben. Die Einrichtung mit 12 Platzen soll fur altere
Menschen entstehen, die Unterstitzungsbedarf bei alltaglichen Aufgaben bendtigen, aber noch nicht voll
pflegebedurftig seien. Es soll kein Pflegeheim, sondern eine stationare Einrichtung in einer kleinen
Einheit entstehen. Der Dorfmittelpunkt mit den Vereinen und dem Schuitzenplatz bleibe erhalten. Somit
entsteht eine Vernetzung zwischen den Senioren und der Dorfgemeinschaft.

Frau Starkgraff erklart, dass die Wohneinheiten aus einem Individualbereich und einem
Gemeinschaftsbereich bestehen. Das Leben in der Gemeinschaft soll durch gemeinsames Kochen,
Essen und andere Aktionen gestarkt werden. Die alteren Menschen erhalten einen Mietvertrag, sowie
einen Betreuungsvertrag. Bei pflegebedurftigen Menschen, die in einer Pflegestufe seien, kamen



zusatzlich zu der Betreuung die Leistungen aus der Pflegeversicherung hinzu. Die 24-Stunden-Prasenz
der Pflege- und Betreuungskrafte sichert eine Rundumversorgung.

Herr Maas erklart, dass auch in einem Dorf Potenzial fur Seniorengerechtes Wohnen bestehe. Die
Planungen sehen vor, einen Individualbereich mit eigenstdndigem Bad und Gemeinschaftsbereiche zu
schaffen, die wie ein Dorf funktionieren. Die Pflegeeinrichtung soll in die vorhandene bauliche Struktur
der Schule integriert werden. Gemeinschaftsrdume bilden die Mitte. Die Wohneinheiten werden um die
Gemeinschaftrdume herum geplant, sodass ein zentraler Kommunikationsbereich entstehe. Die
Individual- und Gemeinschaftsbereiche werden miteinander verbunden, sodass eine vernetzte Struktur
entsteht. Anders als in einem Pflegeheim, geht es in der Seniorenwohngemeinschaft um reines Wohnen
mit Betreuung.

Herr Maas teilt mit, dass Suinninghausen ein lebendiger Standort sei und dass die ehemalige Schule ein
ortstypisches und pragendes Gebdude fiur die Dorfgemeinschaft sei. Somit soll das historische
Schulgebaude erhalten bleiben und mit einem Neubau ergénzt werden. Durch den Anbau entsteht ein
grolder zentraler Gemeinschaftsbereich. Im Erdgeschoss sollen 8 seniorengerechte und barrierefreie
Wohnungen mit Schlafrdumen, Wohnbereichen und Terrassen entstehen. Im Obergeschoss sollen 4
grélere Wohnungen mit eigenem Bad und einer kleinen Kiiche entstehen. Die neuen Raumlichkeiten,
sowie die Rdume des Heimatvereines sollen energetisch saniert werden. Diese MalRnahme kann durch
die KfW gefordert werden.

Die weitere Nutzung der Raumlichkeiten durch den Heimatverein, sowie des Schutzenvereines solle
erhalten bleiben. Zudem sollen die Freiflachen ebenfalls erhalten bleiben, damit die Vereine diese
weiterhin nutzen kénnen. Auch das Schitzenfest solle weiterhin an dem jetzigen Platz stattfinden. Die
Veranstaltungen der Vereine fullen das Dorf mit Leben und daher misse man die Verbindung zwischen
Vereinen, Dorfgemeinschaft und seniorengerechtem Wohnen eng vernetzen.

Herr Maas teilt weiterhin mit, dass das Konzept in den Anfangen stehe. Eine Begehung habe bereits
stattgefunden. Die Substanzen seien gut. Weitere Untersuchungen stehen noch bevor. Das Konzept sei
idealtypisch fur die nachsten Jahre.

Herr Abel teilt mit, dass aus Sicht der Stadt Oelde, dass Konzept passgenau und ideal fir den Ortsteil
Sunninghausen sei. Der Wunsch nach Seniorengerechtem Wohnen in dem Dorf sei gro3, jedoch fehle
seit langem ein adaquates Angebot. Bevor dieses Konzept zu realisieren sei, missten die Plane mit den
Vereinen abgestimmt werden, da diese die ehemalige Schule auch gerne nutzen wirden. Weiterhin teilt
er mit, dass es noch keinen Investor flr das Projekt gebe und dieses noch formbar sei.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass das Konzept bereits im Bezirksausschuss Sunninghausen vorgestellt
wurde und bittet Herrn Kwiotek um einen kurzen Bericht.

Herr Kwiotek erklart, dass die Grundschule in Slinninghausen leider geschlossen werden musste, das
historische Gebaude aber auch weiterhin mit Leben geflllt werden musse. Er teilt mit, dass es in
Sunninghausen vorab einige Anregungen fur Seniorengerechtes Wohnen gegeben habe und dass
schon einige Gesprache mit den Vereinen hinsichtlich der Nachnutzung der ehemaligen Schule geflihrt
wurden. Die Vorstellung des Konzeptes fur Seniorengerechtes Wohnen wurde mit gro3em Interesse
verfolgt. Zunachst hatten die Vereine Bedenken, dass das Schitzenfest an dem jetzigen Standort nicht
mehr stattfinden kdnne. Jedoch zeigt ein ahnliches Konzept in einer anderen Stadt, dass die Vernetzung
zwischen Seniorengerechtem Wohnen und der Veranstaltungen der Vereine gut funktioniere und dass
das Dorf mit den Veranstaltungen durch die Vereine mit Leben gefullt werde. Herr Kwiotek regt an,
dieses Konzept weiter zu verfolgen.

Frau KoR teilt mit, dass sie das Konzept grundsatzlich beflrworte. Sie erkundigt sich nach der
Nachfrage, da an der Moorwiese bestimmte Formen des Seniorengerechten Wohnens nicht vermarktet
werden konnte.



Herr Maas antwortet, dass die Wohnungen vergleichbar mit denen des St.-Franziskus-Hauses seien und
dass diese freifinanziert werden. Es handele sich um Wohnungen mit einer Gréfke zwischen 45 — 50 m?2,
Diese WohnungsgroRe sei angemessen fur alleinstehende Menschen, die nicht mehr alleine in ihren
grollen Hausern wohnen kdénnen. Er habe zwar keine Vermarktungsanalyse durchgefihrt, hallte diese
Wohnungsgréflen und dieses Konzept fir marktfahig.

Herr Voelker erkundigt sich, ob es méglich sei, aus zwei Rdumen einen grof3en Raum zu bilden.

Herr Maas antwortet, dass dies grundsatzlich moglich sei, jedoch die Gebaudesubstanz erhalten werden
soll. Daher seien nicht alle Raume zusammenlegbar.

Herr Voelker erkundigt sich nach der RaumgrofRle.
Herr Maas antwortet, dass der Individual- und der Gemeinschaftsbereich bei jeweils 23 m? liegen.

Herr Gresshoff teilt mit, dass das Konzept schllissig sei und dass der Ortsteil mit diesem Projekt an
Attraktivitat gewinnen werde.

Herr Bovekamp teilt mit, dass viele Menschen im Alter alleine Leben und dass das Leben dieser
Menschen oft von Einsamkeit gepragt sei. Das Seniorengerechte Wohnen ermdglicht den Menschen im
Alter ihren eigenen Lebensraum zu erhalten. Altere Menschen kénnen im Rahmen ihrer Méglichkeiten
verschiedenen Betatigungen in einer Gemeinschaft nachkommen. Das Konzept fordert das
Gemeinschaftsleben und sei seiner Meinung nach eine grof3e Chance fir den Ortsteil.

Herr Bovekamp erkundigt sich, was mit dem Wohnraum geschehe, den die alteren Leute verlassen, um
in eine Seniorengerechte Wohnung zu ziehen. Er regt an, die Hauser an junge Menschen zu
vermarkten.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass die Vermarktung der Einfamilienwohnhduser bislang nicht
problematisch sei und dass es in dem Ortsteil keine Leerstdnde gebe. Zudem musse zukunftig Uber
Nachfolgekonzepte von Gebauden nachgedacht werden. Weiterhin teilt er mit, dass das Projekt fir
Sunninghausen eine grofte Chance sei und den Ortsteil nach der SchlieRung der Schule voran bringen
werde. Das Projekt fordere das Miteinander im Dorf. Herr Junkerkalefeld bedankt sich bei allen
Beteiligten flr die hervorragende Konzepterstellung.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr nimmt Kenntnis.

4. Handyparken; Antrag der SPD-Fraktion vom 20.07.2012
Vorlage: B 2013/320/2649

Herr Tigges teilt mit, dass in der Stadt Oelde derzeit die 6ffentlichen Parkplatze in einem Radius von rd.
200m um den Marktplatz bewirtschaftet werden. Die Bewirtschaftung erfolgt durch Parkscheiben bei
einer Hochstparkdauer von 2 Stunden. Der Carl-Haver-Platz und der Parkplatz am Rathaus mit
insgesamt 113 Stellplatzen werden mit Parkscheinautomaten bewirtschaftet. Die Hochstparkdauer
betragt hier 3 Stunden.

Die Parkgeblhren fir diese beiden Parkplatze betragen 0,50€ fir die 1.Stunde, 0,50€ fir die 2.Stunde
und 1,00€ fir die 3.Stunde. FUr Kurzzeitparker wurde die ,Brdtchentaste® mit zunachst einer
Viertelstunde gebuhrenfreier Parkzeit eingerichtet. Seit dem 01.07.2012 ist eine halbe Stunde
gebuhrenfrei.



Die Einnahmen aus Parkgebuhren beliefen sich in 2011 auf 54.996,00 € und in 2012 auf 48.687,00 €.
Fir 2013 sind im Haushaltsplan 42.500,-- € veranschlagt.

Weiter teilt er mit, dass die SPD-Fraktion am 20.07.2012 den Antrag gestellt hat, dass seitens der
Verwaltung der Kosten- und Technikaufwand fur die Einfihrung eines Handyparksystemes in der Stadt
Oelde gepruft werden solle. Der Rat hat in seiner Sitzung am 24.09.2012 beschlossen, den Antrag zur
weiteren Beratung an den Ausschuss fur Planung und Verkehr zu verweisen.

Herr Tigges teilt mit, dass in 2005 durch Erlass des Bundesministers fir Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen alternative Systeme zur bargeldlosen Erhebung von Parkgebihren zunachst befristet
zugelassen wurden, diese Befristung seit 2008 aufgehoben sei.

Beim so genannten Handyparken handelt es sich um ein bargeldloses Bezahlsystem im Rahmen der
Parkraumbewirtschaftung. Dabei 16st der Nutzer das Parkticket per Handy. Hierzu ist die Anwahl einer
vorgegebenen Telefonnummer bei einem Provider erforderlich. Die Abrechnung der entstandenen
Parkgebuhren erfolgt mit der Handyrechnung im Regelfall per Lastschrift.

Inzwischen haben sich verschiedene Anbieter etabliert, die Handyparken mit oder ohne vorherige
Registrierung des Nutzers anbieten.

Es besteht seitens der Stadt grundsatzlich die Maoglichkeit, Uber einen Rahmenvertrag mit
verschiedenen zertifizierten Anbietern zusammenzuarbeiten (Telematics PRO e.V.) oder aber einen
Vertrag mit einem Einzelanbieter abzuschliel3en.

Eine Ricksprache mit dem og. Betreiber der offenen Plattform hat ergeben, dass diese angesichts der
geringen Anzahl der Stellplatze und Parkscheinautomaten lediglich die Zusammenarbeiten mit einem
Betreiber fur umsetzbar halten.

Der Betreiber Mobile City verrechnet z. B. fir seine Dienstleistungen rd. 13% der von ihm vereinnahmten
Parkgeblhren, bzw. bei geringem Gebuhrenaufkommen einen zu vereinbarenden Pauschalpreis.

Fir den Kunden entstehen je nach Anbieter Kosten je Parktransaktion von 10-18 Cent sowie teilweise
Grundgeblihren von monatlich 1,-- € oder aber Kosten fur die Erstellung von Rechnungen bei
Postversand zusatzlich zu den Parkgebuhren.

Es besteht grundsatzlich im Rahmen des Handyparkens die Moglichkeit, minutengenau die Parkgebuhr
abzurechnen. Derzeit sieht die Satzung eine Geblhr je angefangene Stunde vor. Es musste bei Wahl
dieser Variante die Satzung entsprechend angepasst werden.

Im Rahmen der Parkraumiberwachung wird durch das stadtische Personal bei einer zentralen Stelle
online abgefragt, ob eine Parkgeblhr entrichtet wurde. Die derzeit in Betrieb befindlichen
Uberwachungsgeréte sind allerdings dafiir technisch nicht ausgeriistet und kénnen aufgrund ihres Alters
auch nicht dafur nachgerustet werden.

Die Kosten flr die Beschaffung von 2 neuen geeigneten Erfassungsgeraten belaufen sich auf rd. 7.500,-
- € einschlielich der Dockingstationen und der notwendigen Betriebssoftware.

Herr Westerwalbesloh teilt mit, dass das Handyparksystem den Blrgern und Besuchern der Stadt viele
Vorteile bieten wirde. Die Nutzerfreundlichkeit ergibt sich daraus, dass keine Kleingeldsuche mehr nétig
sei, die Parkzeit verlangert werden kdnne, ohne zu dem Fahrzeug zurtickkehren zu missen und die
Nutzer automatisch vor Ende der reservierten Parkzeit per SMS benachrichtigt wiurden und somit
Strafzettel vermieden werden koénnen. Darlber hinaus hat das Handyparken weitere Vorteile. Die
meisten Systeme sind mittlerweile ohne Registrierung und von jedem Handy bzw. Netz méglich. Zudem
bleibt alteren und gehbehinderten Menschen durch diese Art der Bezahlung der Weg vom Fahrzeug
zum Automaten und zuriick erspart.



Herr Westerwalbesloh erklart, dass die Anschaffung der neuen Erfassungsgerate in Hohe von 7.500 €
aufgrund der Haushaltslage jedoch nicht machbar sei. Weiter teilt er mit, dass bei einer Neuanschaffung
von Uberwachungsgeraten tber das System des Handyparkens neu beraten und abgestimmt werden
solle. Herr Westerwalbesloh teilt mit, dass der Antrag vorerst zuriickgezogen werde.

Herr Junkerkalefeld erkundigt sich, ob die Parkscheinautomaten aufgeriistet werden missen.

Herr Tigges antwortet, dass die Parkscheinautomaten nicht aufgeristet werden missen. Diese seien
lediglich anzupassen und die Software miisse geandert werden. Lediglich neue Uberwachungsgerate
mussten angeschafft werden. Er teilt mit, dass die jetzigen Gerate noch gut funktionieren und dass noch
kein akuter Bedarf an neuen Geraten bestehe.

Herr Drinkuth erkundigt sich, ob tber den Antrag noch abzustimmen sei oder ob die SPD-Fraktion den
Antrag zurlckziehe.

Herr Voelker teilt mit, dass Uber den Antrag aufgrund der Haushaltlage nicht abgestimmt werde und
dass im Falle von defekten Uberwachungsgeraten Uber das Handyparken neu abgestimmt werden solle.
Des Weiteren merkt er an, dass durch das Handyparken eine Uberwachung stattfindet und er Bedenken
bezlglich des Datenschutzes habe.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass der Antrag im Zuge der technischen Aufriistung neu zu beschlieflen
sei und dass der Antrag bis dahin zurick gestellt werde.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr beschlief3t einstimmig den Antrag bis zur Anschaffung neuer
Erfassungsgerate zurtickzustellen.

5. Anderung der Standanordnung auf dem Wochenmarkt
Vorlage: M 2013/320/2662

Herr Abel teilt mit, dass nach Fertigstellung des Ausbaues der Innenstadt Nord Uberlegungen angestellt
wurden, den Wochenmarkt in die Ruggestralie auszudehnen. Gesprache mit der Handlergemeinschaft
der Ruggestralie, sowie dem Gewerbeverein fihrten zu einem unterschiedlichen Meinungsbild.

Herr Boegel teilt mit, dass im Frihsommer 2012 an mehreren Markttagen die Handler mit Saisongemuse
und —frichten in der Ruggestralle untergebracht wurden. Von den Marktbesuchern wurden diese kaum
wahrgenommen; es gab erhebliche Umsatzeinbul3en.

Der Wochenmarkt in Oelde besteht aus 50 — 60 Wochenmarkthandlern. Der zentrale Bereich des
Marktes ist am Marktplatz, sowie der Bereich Richtung Bahnhofstrale. Durch den zentralen Bereich am
Marktplatz ist eine AuRengastronomie dort eingeschrankt. Demzufolge wurden Varianten entwickelt, die
zu einer Verbesserung der Durchgangsbreiten im Obst- und Gemusebereich sowie der Platzverhaltnisse
fur die AuRengastronomien am Marktplatz fiihren. Ziele fir die Anderung der Standanordnung auf dem
Wochenmarkt sind die Ausweitung der Aul3engastronomie, die Entzerrung der Standdichte, sowie die
Transparenz. Eine Mdoglichkeit besteht darin, die Ruggestralle zwischen ,Bahnhofstrale” und
»1rippenhof‘ mit einer Lange von ca. 55 mit zu nutzen. Aus Platzgrinden ist eine Standanordnung nur
einreihig denkbar, da sonst die Schaufenster der Ladenlokale zugestellt waren. Zudem wird eine
Aufiengastronomie von Molin an Markttagen auch in der Ruggestral3e gewtinscht.

Saisonhandler, wie Erdbeer- und Spargelhandler kdnnten den Markt in der Ruggestrale erweitern.
Diese waren alleine jedoch auf verlorenen Posten, sodass zusatzlich zwei bis drei Gemusehandler aus
dem Bereich ,Marktplatz“ und ,Bahnhofstralle Nord“ den Markt in der Ruggestralie fillen sollten. Dies
hatte den Vorteil, dass eine einreihige Stellméglichkeit an der ,Bahnhofstralie Nord“ méglich ware.
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Dadurch ergibt sich ein optischer und faktischer Platzgewinn. Eine Verlagerung einiger Marktstédnde in
die Ruggestralie schafft auf dem Marktplatz Raumgewinn, den Feuer & Eis, sowie das Brauhaus nutzen
kénnen und somit die AuRengastronomie erweitern kénnten. Ein weiterer Vorteil der Verlagerung einiger
Marktstande ware, dass die Ruggestral’e mit Bestandshandlern gefullt werde. Des Weiteren ware der
Markt bereits ab der Ruggestra’e im Vorbeifahren ersichtlich. Zudem gebe es flir die Geschafte im
neuen Marktbereich mehr Laufkundschaft.

Durch den Raumgewinn vorm Feuer & Eis, konnte die Auflengastronomie erweitert werden. Die
Erweiterung der AuRengastronomie hat den Nachteil, dass die Gaste einen Blick auf die Rickwande der
Marktwagen hatten, sodass ein Hinterhof-Charakter entsteht. Dadurch sei evtl. ein weiteres Versetzen
der Marktstdnde notwendig. Durch die Auliengastronomie von Molin fehle optisch der Anschluss zur
Ruggestralle. Ein weiterer Nachteil ware, dass es sich um einen gewachsenen Markt handele. Die
Markthandler stehen an festen Stellen, sodass die Marktbesucher bei einer Anderung der
Standanordnung die Handler nicht fanden. Zudem weckt die Markterweiterung die Begehrlichkeiten von
Stellflachen. Ein weiterer Nachteil ist die fehlende Stromversorgung in der Ruggestral3e. Diese sei noch
nicht sichergestellt und mit Kosten verbunden. Zudem seien zusatzliche Absperrungen notwendig. Durch
die Standortanderung mussten die Markthandler evtl. Umsatzeinbuf’en in Kauf nehmen. Dies koénnte
den Verlust von langjahrigen Markthandlern zur Folge haben.

Fur die Verlagerung einiger Marktstande in die Ruggestrae sei starke Pressearbeit notwendig. Die
Kunden mussen Uber die Veranderungen intensiv informiert werden. Durch Aktionen, wie einen Erdbeer-
oder Spargeltag und Rabatten, sowie Gutscheinen mussten die Kunden an die Marktstande in der
Ruggestralle gelockt werden. Im neuen Marktbereich misse auch den Markthandlern
entgegengekommen werden und somit auf Standgelder verzichtet werden. Zudem sei zu klaren, ob es
eine Ruckkehrgarantie im Falle des Scheiterns geben werde.

In dem Zeitraum vom 01.04. bis zum 31.10., kdnne eine erneute Testphase, den Markt in die
Ruggestral’e auszudehnen, durchgefihrt werden. AuRerhalb des Zeitraumes kénne die Ruggestralie fur
den Verkehr frei gegeben werden.

Eine Alternative zur Verlagerung einiger Marktstande in die RuggestralRe sei die Sud-Konzentration.
Statt einer Sperrung der Ruggestralde fur den Markt, kbnne man sich auf den Bereich der Lange Stralle
bis Richtung Geschéaftszentrum ,Vicarie-Platz® orientieren. Somit sei eine komplette Nutzung der
FuRgangerzone mdglich und es gebe einen Lickenschluss der freien Platze. Weiterhin gebe es einen
direkten Anschluss an den Vicarie-Platz mit weiteren Parkplatzen fur die Marktbesucher. Allerdings
seien auch weitere Umstellungen der Markthandler notwendig.

Herr Drinkuth merkt an, dass in der Vorlage darauf hingewiesen wurde, dass Gesprache mit den
Vertretern der Interessengemeinschaft Ruggestral’e und mit dem Vorstand des Gewerbevereins gefluhrt
wurden und Uber das Ergebnis in der Sitzung berichtet werden solle.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass Herr Abel das Ergebnis bereits am Anfang des
Tagesordnungspunktes bekannt gegeben habe. Er erklart, dass es unterschiedliche Meinungen gab und
dass die Interessengemeinschaft der Ruggestralle fir eine Ausweitung des Marktes in der Ruggestralie
sei und der Gewerbeverein dagegen sei.

Herr Niebusch erklart, dass die Absicht der Marktverlagerung zu prifen sei. Durch die Verlagerung sei
zwar eine Verbesserung der AulRengastronomie moglich, jedoch besteht bei den Markthandlern kein
Interesse an eine Verlagerung der Marktstdnde, da diese moglicherweise UmsatzeinbufRen in Kauf
nehmen mussten. Weiterhin erklart er, dass die Hochbeete fir den Markt stérend seien.

Herr Junkerkalefeld erklart, dass die sanierte Ruggestrale mehr an die Stadtmitte herangezogen
werden mussen. Eine Verlagerung der Marktstédnde in die Ruggestra’e kdnne dazu fuhren, dass mehr
Kunden fur die dort ansassigen Geschafte angezogen werden. Seiner Meinung nach misse der
Ruggestralle das Gefiihl gegeben werden, dass diese zu der Innenstadt dazu gehore.
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Herr Voelker teilt mit, dass durch die AuRengastronomie die Parkplatze im Bereich Molin nicht mehr
genutzt werden kénnten. Weiterhin teilt er mit, dass der Rat beschlossen habe, dass die Ruggestralle im
Sommer fir den Markt und fir die AuRengastronomie gesperrt werde. Seiner Meinung nach sollen die
Blumenbeete abgerissen werden, da diese gebaut wurden, um den Verkehr zu lenken. Der grofie
Marktplatz kénne somit fir den Markt besser genutzt werden. Herr Voelker teilt mit, dass die
Markthandler nochmals befragt werden sollten und dass die Geschaftsleute der Ruggestralie es verdient
hatten, den Markt in die Ruggestral3e zu holen.

Frau KoR teilt mit, dass es unterschiedliche Interessen gebe und dass es sehr schlecht sei, Markthandler
zu verlieren. Dadurch wirde der Markt unattraktiv und kénne sich verlieren. Sie erkundigt sich, falls ein
Beschluss gefasst werden solle, ob dann auch die Meinungen der Betroffenen vorliegen wurden.
Weiterhin teilt sie mit, dass die Hochbeete abgerissen werden kdnnten, falls diese storen.

Herr Junkerkalefeld erklart, dass es bereits einige Uberlegungen gab, um den Marktplatz attraktiver zu
gestalten. Ohne die Hochbeete sei der Platz jedoch nicht ansprechend und verweist das Thema
Hochbeete an den Tagesordnungspunkt zur Innenstadtentwicklung. Er teilt mit, dass der Markt attraktiv
sei und es in der ndheren Umgebung nirgendwo so einen attraktiven Markt gebe, wie in Oelde. Durch
eine Verlagerung des Marktes in die Ruggestralie entstehen mehr Freiflachen fur das Brauhaus und fur
Feuer & Eis, sodass die AuRengastronomie erweitert werden kénne. Seiner Meinung nach, misse die
Ruggestrale in das Marktgeschehen mit einbezogen werden.

Herr Drinkuth schliet sich seinem Vorredner an und teilt mit, dass der Charakter des Oelder
Wochenmarktes einzigartig sei. Weiterhin teilt er mit, dass es nicht sinnvoll sei, die Verlagerung des
Marktes zwingend auszuprobieren. Fur die Markthandler sei es schwierig die Kunden zum neuen
Standort zu flhren. Herr Drinkuth erklart, dass er keine neue Testphase wiinsche.

Herr Hagemeier erklart, dass die Ruggestralle weiter mit in die Innenstadt eingebunden werden solle. Er
schlagt vor, evtl. die HerrenstraRe mit in das Marktgeschehen einzubinden. Fur die Zukunft sei es
wichtig neue Markthandler dazu zu gewinnen und dass die langjahrigen Markthandler ihre jetzigen
Standorte beibehalten kénnen.

Herr Junkerkalefeld erklart, dass er den Eindruck habe, dass die Markthandler keine Veranderung
mdchten. Die Interessengemeinschaft der Ruggestralie wiinscht sich die Verlagerung des Marktes in die
Ruggestralle. Er schlagt vor, alle Beteiligten nochmals zu befragen und die Anderung der
Standanordnung auf dem Wochenmarkt nochmals mit auf die Tagesordnung des né&chsten
Planungsausschusses zu setzen und erneut zu beraten, sobald ein Abfrageergebnis vorliege.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr beschlie3t einstimmig, dass Meinungsbilder der Markthandler
eingeholt, sowie eine Befragung des Gewerbevereines und der Interessengemeinschaft der
Ruggestral’e abgewartet werden soll. Das Ergebnis soll im nachten Ausschuss flir Planung und Verkehr
prasentiert werden.

6. Antrag der FDP-Fraktion; Innenstadtentwicklung: Stadtentwicklungskonzept 2015+
(insbesondere Seiten 63-80)
Vorlage: B 2013/610/2665

Herr Voelker erklart, dass die erfolgreiche Planung und der sichtbare Baufortschritt des
Geschéftszentrums Vicarie Platz eine sehr positive Entwicklung flir Oelde zeigen. Weiter erklart er, dass
durch die erfolgreiche Umgestaltung der ,Innenstadt Nord“ deutlich werde, dass die ,Innenstadt Mitte*
und die ,Innenstadt Sud“ erheblich in die Jahre gekommen seien. Die erfolgte Umgestaltung der
Innenstadt Nord und der Fortschritt am Geschaftszentrum  erfordern eine Einbindung in das
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,Gesamtkonzept Innenstadt’. Das aus dem Jahre 2007 stammende Stadtentwicklungskonzept 2015+ sei
aufgrund der Entwicklungen zu Uberarbeiten.

Der Wegzug der Feuerwehr erdffne an der Overbergstral’e neue stadtebauliche Alternativen fur Jung
und Alt. Er teilt mit, dass sich die Mdglichkeit einer Quartiersbildung, die der demographischen
Entwicklung gerechnet werde, ergibt. Dariber hinaus solle iber Querverbindungen in den Sackgassen
.Herrenstralde®, ,Gerichtsstralle”, ,WilhelmstralRe® sowie der ,Spellerstralle” nachgedacht werden.

Herr Abel teilt mit, dass entsprechende Haushaltsmittel fir das ,Gesamtkonzept Innenstadt® im
Haushaltsplan zur Verfigung stehen und dass mit der Arbeit bereits begonnen wurde. Die Innenstadt
Sud wurde vor vielen Jahren saniert und die Innenstadt Nord wurde erfolgreich umgestaltet. Fur den
Bereich Overbergstralle bestehe Entwicklungspotenzial fir Wohnen. Die Nachfrage nach
Seniorengerechten Wohnen in Oelde sei hoch. Die Stadt Oelde erarbeite daher zusammen mit einem
Fachplanungsbiro einen ,Masterplan Innenstadt®. Die Grundanalyse flr den Masterplan der Stadt Oelde
mit ersten Ideen fir die Nachnutzung des jetzigen Feuerwehrstandortes soll in der nachsten Sitzung des
Ausschusses fur Planung und Verkehr, am 21. Marz 2013 prasentiert werden. Zudem sollen auch
Burgerbeteiligungen mit Workshops stattfinden. Das erarbeitete Konzept konne je nach Fortschritt der
Arbeiten zum Herbst beschlossen werden, jedoch kdnne keine genaue Prognose abgegeben werden.

Frau Kol teilt mit, dass bei den Planungen Gutachten mit einbezogen werden sollten und dass die
Innenstadt als Kern der Stadt in das Stadtentwicklungskonzept 2015+ einbezogen werde.

In das Innenstadtkonzept sollten auch Ziele und Leitbilder mit einbezogen werden. Der Prozess solle
auch unter Einbeziehung der Blrger durchgeflihrt werden.

Herr Abel antwortet, dass die Erstellung von Leitbilder und Zielen dazu gehore, dies aber nicht der
Schwerpunkt sei und man konkret werden wolle. Die Bulrgerbeteiligung sei expliziert nicht als
Frontalveranstaltung geplant. Die Burger kdnnen sich im Rahmen einer Birgerbeteiligung und
dialogorientierten Workshops beteiligen und ihre Ideen aufdern.

Herr Junkerkalefeld erklart, dass die Verwaltung tatig geworden sei. Weiter teilt er mit, dass es
notwendig sei, Menschen zu haben, die investieren und sich einbringen. Seiner Meinung nach sei die
Stadt auf einem guten Wege.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr nimmt Kenntnis.

7. 18. Anderung des Flichennutzungsplanes der Stadt Oelde
A) Entscheidungen zu den Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit
B) Entscheidungen liber die Anregungen der Behoérden und Trager 6ffentlicher Belange
und Nachbarkommunen gemaR §§ 2 (2) und 4 (1) BauGB
C) Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung
Vorlage: B 2013/610/2659/1

Herr Rauch teilt mit, dass der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung vom 25. Juni 2012 gem. § 2 Abs. 1
BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 8 in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt geadndert durch Art. 1 G zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung
in den Stadten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509), beschlossen hat, das Verfahren zur
18. Anderung des vom Regierungsprasidenten in Miinster mit Verfligung vom 30. Dezember 1999
genehmigten Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde einzuleiten.

Durch diese 18. Anderung soll eine rund 2,5 ha groRe, bislang als ,Flache fiir die Landwirtschaft*
dargestellte Flache im Anschluss an das an der Stralte ,Zur Polterkuhle® vorhandene Wohngebiet
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zukunftig als ,Wohnbauflache* dargestellt werden. Hiermit sollen die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fir die Errichtung von Wohngebauden geschaffen werden. Am stdlichen Rand des
geplanten Anderungsbereichs besteht eine iberlagernde Darstellung von ,Flachen fir MaRnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft® auf einer Teilflache von ca. 0,6 ha.
Diese Darstellung soll zugunsten der geplanten Wohnbebauung zuriickgenommen werden, um eine
flachensparende Erschliefung und kompakte Anlage des Baugebietes zu ermdglichen. Als
Ersatzflachen sollen die bislang durch die nachrichtliche Darstellung ,Vorbehaltsflache far
Strallenplanung® blockierten Flachen zwischen den ,Flachen fur Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft und den westlich liegenden ,Gewerblichen Bauflachen®
in Anspruch genommen werden, da die nachrichtliche Darstellung dieser ,Vorbehaltsflache fir
Stral3enplanung” durch den Beschluss des Rates der Stadt Oelde vom 04.02.2002 im Zusammenhang
mit der 7. Anderung des Gebietsentwicklungsplans, der unter anderem die Aufgabe der sogenannten
~Westumgehung“ zum Inhalt hatte, entfallen kann. Somit kénnen die ,Flachen fir Mallnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft” in westlicher Richtung

um rund 1,2 ha erweitert werden.

Ergénzend hierzu hat der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung am 25. Junil 2012 den Beschluss
gefasst, den Bebauungsplan Nr. 114 Westlich Zur Polterkuhle aufzustellen. Die notwendigen
Verfahrensschritte werden in einem Parallelverfahren durchgefiihrt.

A) Entscheidung zu der Beteiligung der Offentlichkeit:

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zur 18. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt
Oelde erfolgte in der Zeit vom 11. Januar 2013 bis zum 21. Januar. In diesem Zeitraum wurden von der
Offentlichkeit keine Hinweise, Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Darlber hinaus hat am 15.
Januar 2013 um 18.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Oelde — Grolier Ratssaal — eine Burgerversammliung
stattgefunden. Einzelheiten zu dieser Versammlung koénnen der nachfolgenden Niederschrift
entnommen werden.

Niederschrift iiber die Biirgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB fiir die 18. Anderung des Flichennutzungsplans sowie die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 114
"Westlich Zur Polterkuhle" der Stadt Oelde am Dienstag, den 15. Januar 2013 um 18.00 Uhr, im Grofen
Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302 Oelde

Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 19.20 Uhr
Anwesende:

Von der Verwaltung:

Herr Abel, Technischer Beigeordneter

Herr Rauch, FD Planung und Stadtentwicklung
Herr Waldmiller, FD Planung und Stadtentwicklung

laut Anwesenheitsliste 22 Biirgerinnen und Biirger

Herr Abel eroffnet die Blirgerversammlung und begrii3t die anwesenden Burgerinnen und Birger und stellt die
Mitarbeiter der Verwaltung, Herrn Rauch und Herrn Waldmdller vom Fachdienst Planung und Stadtentwicklung und
sich vor.

Zu Beginn der Prasentation erlautert Herr Abel den Ablauf des Bauleitplanverfahrens bis zum Satzungsbeschluss
und betont, dass es sich bei der sog. Friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung um einen Verfahrensstand auf Basis
eines Vorentwurfs handelt. Auflerdem erklart er das Planungserfordernis — die groRe Nachfrage nach
Baugrundstiicken in Oelde —, das trotz der Risiken des demografischen Wandels und dessen moglichen
Auswirkungen auf den Immobilienmarkt festgestellt worden sei. Die Entscheidung der Stadt Oelde, ein neues
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Baugebiet zu entwickeln, sei unter der Voraussetzung getroffen worden, besondere Anforderungen, etwa
hinsichtlich des energetischen Gebaudestandards, zu erfiillen.

Des Weiteren erlautert Herr Abel die Absicht der Stadt Oelde, an die Bebauung den energetischen
Mindeststandard des 3-Liter-Hauses zu knulpfen: Hierbei handele es sich lediglich um die Vorwegnahme der
ohnehin geplanten schrittweisen Verscharfung der Energieeinsparverordnung. Wie anhand einer Grafik dargestellt,
sind die energetischen Anforderungen im Gebaudebereich in den letzten Jahren kontinuierlich angehoben worden.
Ab Ende des Jahres 2020 ist gemal der Europaischen Gebauderichtlinie der Passivhausbau allgemeiner
Standard.

Fir das neue Wohngebiet soll, so Herr Abel, im Rahmen der 18. Anderung des Flachennutzungsplans eine circa
2,5 ha grolde, bislang als ,Flache fur die Landwirtschaft“ dargestellte Flache westlich der StralRen ,Nienkamp® und
»Zur Polterkuhle® zukinftig als ,Wohnbauflache* dargestellt werden. Hierbei handele es sich um eine Arrondierung
des bestehenden Wohngebietes. Grundsatzlich seien Stadte von der Bezirksregierung angehalten, die
Inanspruchnahme unbebauter Flachen so gering wie moglich zu halten. Im Rahmen der landesplanerischen
Anfrage habe die Genehmigungsbehdrde fir die geplante Ortsarrondierung jedoch ihre Zustimmung erklart.

In Bezug auf die 18. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Oelde gibt es seitens der Anwesenden keine
Fragen oder Anregungen.

Im Parallelverfahren zur 18. Anderung des Flachennutzungsplans wird Bebauungsplan Nr. 114 ,Westlich Zur
Polterkuhle aufgestellt. Wie Herr Abel berichtet, ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans etwas grofier als der
des Flachennutzungsplans, da die Entwasserung des Regenwassers die Errichtung eines Regenrlckhaltebeckens
erfordert, das im Siidwesten des Plangebietes vorgesehen ist.

Herr Rauch erlautert daraufhin den stadtebaulichen Entwurf, der die Grundlage des Bebauungsplans bildet. Die
ErschlieBung des neuen Baugebietes solle im norddstlichen Bereich tber die zwei vorhandenen Wendehammer
und im sldoéstlichen Bereich Uber die Stral’e ,Zur Polterkuhle” erfolgen. Wahrend der Bauphase diene der bis
dahin ertlichtigte Wirtschaftsweg im Siidwesten des Plangebietes, der zur ,Albert-Einstein-Stralle” bzw. zur ,Von-
Biren-Allee flhrt, der ErschlieBung. Die ,Kittelbecke” sei als Vorfluter fir die Entwasserung des
Niederschlagswassers, der gedrosselt Uber das geplante Regenrlickhaltebecken eingeleitet wird, vorgesehen. Zur
offenen Landschaft hin solle das neue Wohngebiet mit einem Pflanzstreifen eingegriint werden.

Des Weiteren erlautert Herr Rauch die Bestandteile der zeichnerischen Plandarstellung sowie die textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans: Angesprochen werden die geplante Begrenzung der maximal zuldssigen
Wohneinheiten und die gestalterischen Festsetzungen zu Fassaden und Dacheindeckungen, Dachformen, Trauf-
und Firsthéhen sowie die Firstrichtungen. Mit diesem vergleichsweise engen Festsetzungsrahmen solle eine hohe
Gestaltqualitat gesichert werden, was, wie Herr Rauch berichtet, eine Voraussetzung fiir die Aufnahme in das
Landesprogramm ,100 Klimaschutzsiedlungen“ sei. Zum anderen bringe der verbindliche Gestaltungsrahmen
Planungssicherheit gegeniiber benachbarten Bauherrn, etwa um Verschattung zu verhindern. In einer
Verschattungsanalyse demonstriert Herr Rauch den Schattenwurf durch die geplanten Baukdrper im Tagesverlauf
am 20. Marz. Er weist darauf hin, dass etwa im Winter tagsiber nicht samtliche Erdgeschosse frei von
Verschattungen sein werden. Zu dem Thema Immissionen merkt Herr Rauch an, dass das Baugebiet durch die
Autobahn sowie das Gewerbegebiet A2 gering vorbelastet ist.

In der anschlielenden Diskussion werden die nachfolgenden Fragen, Hinweise, Anregungen und Antworten
gegeben:

Fragen und Anregungen

Antworten von Herrn Abel und Herrn Rauch

Ein Burger fragt, ob die Erweiterung des

vorhandenen Gewerbegebietes in
Richtung des neuen Wohngebietes
mdglich ist.

Die Bebaubarkeit des Gewerbegebietes im angrenzenden
Bereich ist planungsrechtlich durch Bebauungsplan Nr. 77
geregelt. Eine Erweiterung nach Osten ist nicht angedacht.
Fur einen moglichen Bedarf gibt es Planungen, ndrdlich
bzw. westlich des Gewerbegebiets Oelde A2 neue
Gewerbeflachen auf topographisch besser geeigneten
Flachen zu schaffen.

Ein Burger erkundigt sich nach den
unterschiedlichen gewerblichen
Gebietskategorien und wie diese auf das
Baugebiet einwirken.

Grundsatzlich gibt es Industriegebiete (hoher Stérgrad) und
Gewerbegebiete  (geringerer  Stérgrad). Die neue
Wohnsiedlung soll als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt
werden. Da es sich bei dem Gewerbegebiet Oelde A2 um
kein reines Industriegebiet handelt, sind dort erheblich
belastigende Gewerbebetriebe unzulassig. Als sensible
Nutzung haben Allgemeine Wohngebiete gegenuber
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Gewerbegebieten besondere Schutzanspriche, was ein
direktes Heranricken des Gewerbes an das neue
Wohngebiet ausschliel3t.

Ein Burger mochte von der Verwaltung
wissen, ob die ErschlieBung von der
.von-Blren-Allee“ nach Beendigung der
BaumaRnahmen zuriickgebaut wird.

Dies wird bejaht, diese provisorische ErschlieBung soll
insbesondere dem Schwerlastverkehr wahrend der
Baumalnahmen dienen, um die vorhandenen
Wohnstralen nicht zu schadigen. Wenn 80-90 % der
Gebaude errichtet sind, soll die Anbindung des neuen
Wohngebietes Uber die vorhandenen Straflten ,Nienkamp*
und ,Zur Polterkuhle” erfolgen.

Ein Burger gibt zu bedenken, auch der
Anlieferverkehr von 10 % an Baustellen
kann der StraRendecke schaden.
Ein anderer Birger pflichtet bei, dass das
Pflaster bereits Schaden aufweist.

Seitens der Stadt wird eine zligige Bebauung verfolgt, was
durch Baufristen in den Kaufvertrdgen abgesichert werden
soll. Im Ubrigen filhre die Stadt, falls erforderlich, ein
Beweissicherungsverfahren durch, um sicherzustellen,
dass keine baubedingten Schaden an den Belagen der
StraBen auftreten. Vorgesehen ist, den Schwerlastverkehr
mdoglichst Gber die Albert-Einstein-StralRe zu leiten.

Ein Buirger erkundigt sich nach dem
Charakter der ErschlielBungsstrallen.

Um die Geschwindigkeit der KFZ zu verringern, sind bei der
ErschlieBung StraBenkrimmungen, ein Links-rechts-
Versatz der Fahrbahn und im Strallenraum angeordnete
Baumscheiben und Parkplatze vorgesehen. Die Kategorie
der Strallen entspricht nicht der von WohnsammelstralRen,
sondern der von Wohnstraf3en.

Ein Birger fragt, ob die bauliche
Einengung am westlichen Ende der
Stralle ,Zur Polterkuhle® erhalten bleibt.

Eine Aufweitung der Stralle ,Zur Polterkuhle® ist nicht
Gegenstand der Planung. Vielmehr dient die bauliche
Einengung der Geschwindigkeitsreduzierung.

Ein Burger mochte wissen, ob es eine
Vorschrift gibt, nach der das neue
Baugebiet an drei Stellen angeschlossen
werden muss.

Eine solche Vorschrift gibt es nicht. Es ist jedoch
sicherzustellen, dass das ErschlieBungssystem auch in
Notfallen wie Wasserrohrbriichen oder Branden etc.
funktionsfahig ist. Der geplante Anschluss an drei Punkten
sichert die Anbindung des neuen Wohngebiets an das
bestehende Stralennetz und fihrt zu einer besseren
Verteilung des zusatzlichen Verkehrsaufkommens.

Ein Burger fragt, ob die Errichtung der
dargestellten  Doppelhaushélften  und
deren Anordnung im Bebauungs-plan
festgeschrieben sind.

Nein, theoretisch kdnnen laut Bebauungsplan auch zwei
Doppelhausgrundstiicke zusammengelegt werden. Eine
Entscheidung  hierlber wird im Rahmen des
Vergabeverfahrens erfolgen. In den Teilen des Gebietes, in
denen Einfamilien- und Doppelhduser vorgesehen sind, ist
eine Beschrankung auf maximal zwei Wohneinheiten je
Haus vorgesehen.

Ein Birger erkundigt sich, welche Teile
des Baugebietes als
Erbpachtgrundstlicke vorgesehen sind.

Dies ist keine Frage, die im Rahmen des
Bauleitplanverfahrens zu klaren ist. Vielmehr trifft diese
Entscheidung die Vergabekommission, die zeitnah tagt.
Interessierte kdnnen sich bis dahin noch an den Fachdienst
Liegenschaften wenden.

Ein Burger stellt die Frage, warum das
neue Baugebiet, anders als urspringlich
vorgesehen, nicht in verschiedenen
Bauabschnitten entwickelt wird.

Hauptgrund  fur die sofortige  Entwicklung des
Gesamtgebietes ist die sehr groRe Nachfrage nach
Baugrundstiicken. Ein Vorteil der raschen Umsetzung sind
niedrigere Herstellungskosten bei der ErschlieBung.

Ein Burger fragt nach einer mdglichen
Frist zur Bebauung.

Seitens der Stadt ist es Ziel, das Baugebiet zeitnah zu
bebauen. Dazu werden in den Kaufvertrdgen Regelungen
aufgenommen, die eine Bebauung in etwa 2-3 Jahren
sicherstellen.

Ein Burger gibt zu bedenken, dass das
Baugebiet  fir  Baufirmen  bereits
weitrdumig ausgeschildert werden sollte.
Die Anbindung lber die drei vorhandenen
Ostlichen StralRen dirfe erst nach Ablauf
der 2-3-jahrigen Baufrist erfolgen.

Geplant ist, beispielsweise am ,Westring“ entsprechende
Schilder aufzustellen. Dass die vorhandenen Stralen
moglichst geschont werden, liegt im Interesse der Stadt.

Ein Burger auert bezlglich der ,Ballung®

Die Anordnung der Mehrfamilienhauser bzw. der
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der Mehrfamilienhauser bzw. der | Doppelhauser im slddstlichen Bereich hat eine schnelle
Doppelhduser im sudlichen Bereich | Ableitung des Verkehrs aus dem Wohngebiet zum Ziel.
Bedenken. Verkehrsplanerisch ist es nicht ratsam, Mehrfamilienhduser
inmitten des Baugebiets zu errichten. Die Ausgestaltung
des StraBensystems orientiert sich an den
Anknipfungspunkten (Wendehammer bzw. die Stralle ,Zur
Polterkuhle®), die stets fiir die Erweiterung der bestehenden
Siedlung vorgesehen waren.

Ein Birger schlagt vor, das neue | Diese Mdglichkeit ist nur fir die Zeit wahrend der Bauphase
Baugebiet dauerhaft Uber die ,Albert- | vorgesehen. Danach soll das neue Wohngebiet an die
Einstein-Strae“ zu erschlielRen. bestehende  Siedlung angebunden  werden. Der
Landwirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Stral’e“ soll nach
der Bauphase wieder ausschlieRlich fir Radfahrer und
FuRganger gedffnet werden.

Ein Burger fragt, ob auch die Errichtung | Dies ist im neuen Baugebiet nicht geplant. Einerseits sind in
neuer Spielplatze vorgesehen ist. der Umgebung Spielplatze vorhanden, andererseits ist dies
aufgrund der  geringen Dichte im geplanten
Einfamilienhausgebiet nicht erforderlich.

Ein Birger regt an zu Uberprifen, ob die | Da die Geschwindigkeit des MIV durch die o.g.

90° Anbindungen der neuen | Malknahmen auf ein Minimum reduziert werden soll, ist in
ErschlieBungsstralken an die beiden | den Bereichen der Wendehammer nicht mit einer erhdhten
Wendehammer Gefahrenpunkte | Gefahr zu rechnen. Auch das Abknicken der Erschliefung
darstellen. um 90° soll sich geschwindigkeitsreduzierend auswirken.

Herr Abel sichert den anwesenden Birgerinnen und Bilrgern zu, dass sich der Rat der Stadt Oelde mit samtlichen
abwagungsrelevanten Belangen bzw. den von der Verwaltung verfassten Abwagungsvorschlagen
auseinandersetzen werde. Bis zum 21.01.2013 sei der Offentlichkeit die Gelegenheit gegeben, auch iber die
Internetseite der Stadt Oelde und auf dem Postweg Stellungnahmen einzureichen. AuRerdem erfolge in einem
spateren zweiten Beteiligungsverfahren Uber die die Dauer eines Monats die o6ffentliche Auslegung des
Planentwurfs, in der erneut Stellungnahmen abgegeben werden kénnen.

Mit einem Dank an die anwesenden Birgerinnen und Burger schlief3t Herr Abel um 19:20 Uhr die Versammlung.

Abel Johannes Waldmdller
Technischer Beigeordneter SchriftfGhrer

Beschluss:

Es wird festgestellt, dass im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit im Verfahren zur 18. Anderung
des Flachennutzungsplans keine Hinweise, Bedenken oder Anregungen vorgetragen wurden.

B) Entscheidungen iiber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2(2) und 4(1) BauGB

Die Frist fur die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1
BauGB endete am 25. Januar 2013. Nachstehend aufgeflihrte Behdérden und sonstige Trager
offentlicher Belange und Fachamter der Stadt haben im Verfahren gemal® § 4 Abs. 1 BauGB keine
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht.

Institution Stellungnahme vom
Wasserversorgung Beckum GmbH 20.12.2012
Bundeseisenbahnvermdgen, Dienststelle West Aullenstelle Essen 21.12.2012
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 27.12.2012
Thyssengas GmbH 02.01.2013
Wehrbereichsverwaltung West 02.01.2013
Stadt Rheda-Wiedenbriick 03.01.2013
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Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen— Kreisstellen 03.01.2013
Gutersloh/Munster/Warendorf

Eisenbahn-Bundesamt, Auf3enstelle Essen 03.01.2013
Stadt Oelde — Fachdienst Tiefbau und Umwelt 03.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 53- Immissionsschutz 04.01.2013
Stadt Ennigerloh 08.01.2013
PLEdoc GmbH 08.01.2013
Ericssson Services GmbH 08.01.2013
Stadt Beckum 10.01.2013
Gemeinde Beelen 10.01.2013
DB Services Immobilien GmbH 10.01.2013
EVO Energieversorgung Oelde GmbH 10.01.2013
Bezirksregierung Miinster —Dez. 26 - Luftverkehr 11.01.2013
Gemeinde Langenberg 11.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 33 — Landliche Entwicklung, Bodenordnung 15.01.2013
Stadt Oelde — Fachdienst Liegenschaften 15.01.2013
Landesbetrieb StraRenbau Nordrhein-Westfalen 16.01.2013
Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 17.01.2013
LWL-Archéologie fiir Westfalen 17.01.2013
Bezirksregierung Miinster — Dez. 54 - Wasserwirtschaft 17.01.2013
Deutsche Telekom Technik GmbH 18.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 25 — Verkehr 21.01.2013
RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 23.01.2013
Landesbetrieb StralRenbau Nordrhein-Westfalen 23.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 52 — Abfallwirtschaft 23.01.2013
Landesbetrieb Wald und Holz NRW — Regionalforstamt Minsterland 24.01.2013
IHK Nord Westfalen 25.01.2013

Nachstehend aufgefiihrte Behérden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemafR § 4 Abs. 1 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:

Stellungnahme des Kreises Gitersloh vom 07.01.2013

Der Kreis Gutersloh stimmt der 18. Anderung des FNP der Stadt Oelde grundsétzlich zu. Bitte beachten Sie den
Hinweis der

Abteilung Tiefbau, Kultur und Wasserbau:
Gegen das Vorhaben bestehen keine grundsatzlichen Bedenken, wenn die in Anspruch genommene Flache nicht
im Uberschwemmungsgebiet des Axtbaches liegt — dieses ist von hier aus mit den mir vorliegenden

Unterlagen/Daten nicht zu beurteilen. Auch die Erhéhung der Abflussmenge im Axtbach oder der Zulaufe des
Axtbaches darf durch das Vorhaben nicht bedingt werden.

Beschluss:

Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen.

Die Anspruch genommenen Flachen liegen nicht im Uberschwemmungsgebiet des Axtbaches. Im
Rahmen der konkreten Bauleitplanung wird auf der Ebene des Bebauungsplans eine Flache fur ein
Regenruckhaltebecken festgesetzt. Hiermit wird die Grundlage geschaffen, eine Erhéhung von
Abflussmengen unter Bertcksichtigung der entsprechenden rechtlichen Vorschriften zu vermeiden.

Der Hinweis wird somit berucksichtigt.
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Stellungnahme des Kreises Warendorfs vom 23.01.2013

Untere Landschaftsbehoérde:

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus landschaftsrechtlicher Sicht keine Bedenken unter Beachtung der im
folgenden genannten Anregung:

Anregung:

1. Der Begriindung bzw. dem Umweltbericht zur Flachennutzungsplananderung sind Aussagen zur potentiellen
Betroffenheit geschiitzter Arten gemaf § 44 Bundesnaturschutzgesetz (Artenschutz) hinzuzufiigen. Hierbei kann
auf das Ergebnis der Artenschutzpriifung zum parallel durchgefiihrten Bebauungsplanverfahren Nr. 114 "Westlich
Zur Polterkuhle" verwiesen werden.

Untere Bodenschutzbehorde:

Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts bedurfen keiner Ergénzung.

Untere Wasserbehorde-Wasserwirtschaft und Gewasserschutz:

Nach Prifung der Unterlagen wird der Planung inhaltlich zugestimmt und bitte nachfolgenden Punkt bei der
weiteren Umsetzung des Bebauungsplans zu beachten:

1. Stdwestlich des Plangebietes verlauft das namenlose verrohrte Gewasser Nr. 343, welches nicht im FNP
dargestellt ist (s. § 5 Absatz 2 Nr. 7 BauGB).

In diesem Zusammenhang weise ich daraufhin, dass bereits mit mir abgestimmt wurde, das Gewasser Nr. 343 zu
offnen und naturnah zu verlegen. Hierzu ist ein Antrag nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz vor Aufstellung des
Bebauungsplanes beim Amt fir Umweltschutz zu stellen sowie im Bebauungsplan als Flache fir die die
Wasserwirtschaft aufzunehmen (§9 Absatz 1 Nr. 16 BauGB).

Beschluss:
Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen.

Der Anregung, in der Begrindung bzw. im Umweltbericht auf die Ergebnisse des Artenschutzgutachtens
zu verweisen, wird gefolgt.

Die Hinweise werden berticksichtigt.

Stellungnahme des NABU Kreisverbandes Warendorfs vom 23.01.2013

Die Zuricknahme der Vorbehaltsflache fur Strallenplanung und die Ausweitung der Flachen fir Malnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft wird ausdrtcklich begraft.

Die Ausweisung des Bebauungsplanes Nr. 114, sowie die damit verbundene Darstellung dieser Flache als
Wohnbauflache im FNP lehnen die Umweltverbande ab. Folgende Begriindung liegt dieser Ablehnung zugrunde:

e Die Flachenversiegelung pro Tag ist nach wie vor mit etwa 15 ha extrem hoch und belastet neben der
Natur auch die Landwirtschaft.

e Die prognostizierte Einwohnerentwicklung fur Oelde ist laut Stadtentwicklungskonzept 2015 ricklaufig.
Somit wird zukunftig weniger Wohnraum bendtigt!

e Sich dem kommunalen Wettbewerb nach Einwohnern weiter zu unterwerfen bedeutet in der eigenen Stadt
und benachbarten Stadten massiv Lehrstande in der Altbausubstanz in Kauf zu nehmen.

e Um der ggf. vorhandenen Nachfrage nach Bauplatzen entgegen zu kommen, sollte statt der Ausweisung
von Baugebieten auf der grinen Wiese auf innerstadtische Nachverdichtung und Flachenrecycling
zurlckgegriffen werden. Dies ist auch in Bezug auf die vorzuhaltende Infrastruktur fir die Kommune die
kostengunstigere Alternative.
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Zum FNP sind folgende weitere Anmerkungen zu machen:

o Die Darstellung des Plangebietes im Bebauungsplan weicht von der Darstellung im FNP ab. Im B-Plan
reicht die Darstellung westlich (Gber die Hofzufahrt hinaus. Dagegen ist im FNP das Plangebiet im
deutlichen Abstand zur Hofzufahrt lediglich im Osten dargestellt. Dies konnen keine mafRstablichen
Ungenauigkeiten mehr sein.

e Die Flachen um den Wald ,Hirschenkamp“ sind als Verbundflache Grinland- und Waldkomplex
ausgewiesen. Daher sollten die Ostlich des Waldes gelegenen Flachen ebenfalls im FNP als Flachen fur
MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ausgewiesen werden.
Im Westen sollte sich die Ausweisung nicht an der 10kv Trasse, sondern an den Wegenetzgrenzen
orientieren.

Zum B-Plan ist Folgendes anzumerken:

¢ Die Planung des Wohngebietes als Klimaschutzsiedlung ist zu begriien.

o Die Dachflachen sollten auch im Mittelteil von Neigung und Ausrichtung auf die Photovoltaiknutzung
optimiert vorgegeben werden.

e Das RRB, der Graben und die Grinanlagen sind neben der Naturndhe auch zuganglich als
Naturerlebnisraum fir Kinder zu planen.

e Der Ful3- und Radweg ist mittels Poller gegen Durchfahren von motorisierten Fahrzeugungen zu sichern.

e Die KompensationsmaRnahmen sind mafRRgebend in die Renaturierung der Kiittelbecke und ihres
Seitengrabens zu investieren.

e Die richtlinienkonforme Umsetzung des festgesetzten Pflanzstreifens ist den Kaufern verstandlich und
unmissverstandlich zu erklaren. Zudem ist als MonitoringmaRnahme die Einhaltung dieser und anderer
Auflagen im Nachhinein zu kontrollieren.

Beschluss:
Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen.

Um den ,Flachenverbrauch® zu reduzieren, ist Innenentwicklung das prioritdre Ziel der Stadtentwicklung.
Da in Oelde jedoch nur wenige potenzielle Flachen zur Nachverdichtung vorhanden sind, die zudem
aufgrund unterschiedlicher Interessen der Eigentiimer tberwiegend nicht flr eine kurz- und mittelfristige
Entwicklung zur Verfugung stehen, kann der gro3en Nachfrage nach Eigenheimen nur die zusatzliche
Ausweisung eines neuen Baugebietes gerecht werden.

Das Stadtentwicklungskonzept 2015+ skizziert die Auswirkungen des demografischen Wandels fur
Oelde und enthalt einen MalRnahmenkatalog zur Attraktivitatssteigerung des Wohnstandortes. So sollen
etwa, neben der Schaffung von Wohnraum durch Nachverdichtung, Flachenausweisungen im Anschluss
an bestehende Baugebiete erfolgen. In stadtebaulich integrierter Lage ausgewiesen, tragt das neue
Baugebiet ,Westlich Zur Polterkuhle® zur Tragfahigkeit bzw. Sicherung der vorhandenen Infrastruktur
bei.

Gemall § 5 BauGB wird im Flachennutzungsplan die sich aus der beabsichtigten stadtebaulichen
Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung in den Grundziigen dargestellt. Die Festsetzung des
Regenruckhaltebeckens bzw. der Wasserflachen im stidwestlichen Bereich des Bebauungsplans dient
der stadtebaulichen Prazisierung. Die Grundzuge der Flachennutzungsplanung sind davon nicht beruhrt.

Die Flache fur MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft wird
nicht nach Osten, sondern in westliche Richtung erweitert, da in diesem Bereich die bisherige
nachrichtliche Darstellung ,Vorbehaltsflache fur Strallenplanung® obsolet wurde.

Den Anregungen wird nicht gefolgt.

C) Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung

Nachdem uber den Bericht Uber die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB
und uUber die frihzeitigen Stellungnahmen der Nachbarkommunen und Behoérden sowie Trager
offentlicher Belange gemal § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB beraten und beschlossen wurde und der
nach dem bisherigen Planungsstand vorliegende Entwurf der 18. Anderung des Flachennutzungsplans
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der Stadt Oelde (siehe Anlage 1) und der Entwurf der Begrindung (siehe Anlage 2) zur Kenntnis
genommen wurde, erfolgt folgende Beschlussempfehlung:

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlieRt, den Entwurf der 18. Anderung des Flachennutzungsplanes® der
Stadt Oelde — einschliel3lich der Begriindung mit Umweltbericht — gemal § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) zuletzt geandert durch Art. 1 G
zur Forderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom 22. Juli 2011
(BGBI. | S. 1509) offentlich auszulegen.

Durch diese 18. Anderung soll eine rund 2,5 ha groRe, bislang als ,Flache fiir die Landwirtschaft*
dargestellte Flache westlich im Anschluss an das an den Stralen ,Nienkamp®“ und ,Zur Polterkuhle*
vorhandene Wohngebiet zuklnftig als ,Wohnbauflache* dargestellt werden. Hiermit sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Errichtung von Wohngebauden geschaffen werden.

Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage 3).

Der Beschluss ist offentlich bekannt zu machen.
Beschluss:

Die Beschlisse zu A), B) und C) erfolgten einstimmig.

8. Bebauungsplan Nr. 114 "Westlich Zur Polterkuhle" der Stadt Oelde
A) Entscheidungen zu den Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit
B) Entscheidungen liber die Anregungen der Behérden und Trager 6ffentlicher Belange
und Nachbarkommunen gemaR §§ 2 (2) und 4 (1) BauGB
C) Beschluss zur offentlichen Auslegung
Vorlage: B 2013/610/2660/1

Herr Rauch teilt mit, dass der Rat der Stadt Oelde in seiner Sitzung vom 25. Juni 2012 gem. § 2 Abs. 1
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt
geandert durch Art. 1 G zur Forderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und
Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509), beschlossen hat, das Verfahren zur Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 114 ,Westlich Zur Polterkuhle” der Stadt Oelde einzuleiten. Durch diesen
Bebauungsplan soll der Bereich westlich der Stral3e ,Zur Polterkuhle® in einer Grélie von rund 2,5 ha als
~Allgemeines Wohngebiet” Uberplant werden. Damit sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die Errichtung von Wohngebauden geschaffen werden.

In seiner Sitzung vom 25. Juni hat der Rat der Stadt Oelde gemaf § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit
§ 1 Abs. 8 BauGB beschlossen, das Verfahren zur 18. Anderung des vom Regierungsprasidenten in
Muinster mit Verfugung vom 30. Dezember 1999 genehmigten Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde
einzuleiten. Beide Bauleitplanverfahren werden im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB
durchgeflhrt.

Der Bebauungsplan Nr. 114 ,Westlich Zur Polterkuhle“ der Stadt Oelde — einschlieRlich Begrindung —
lag gemal § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Art. 1 G zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung
in den Stadten und Gemeinden vom 22.7.2011 (BGBI. |. S.1509) in der Zeit vom 11. Januar bis zum 21.
Januar 2013 bei der Stadtverwaltung Oelde, Fachdienst Planung und Stadtentwicklung (Zimmer 429)
zur Einsichtnahme bereit. In diesem Zeitraum wurde am 15.01.2013 eine Burgerversammlung
durchgefuhrt. Die von der Planung bertuhrten Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind
gemal § 4 Abs. 1 BauGB vom 20.12.2012 bis zum 25.01.2013 beteiligt worden. Die Ergebnisse der
frihzeitigen Beteiligungsverfahren und die Abwagungsvorschlage sind nachfolgend aufgefihrt.
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A) Entscheidung zu der Beteiligung der Offentlichkeit:

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zur 18. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt
Oelde erfolgte in der Zeit vom 11. Januar 2013 bis zum 21. Januar. In diesem Zeitraum wurden von der
Offentlichkeit Hinweise, Bedenken oder Anregungen vorgetragen.

Stellungnahme von Biirgen vom 06.01.2013

Im Rahmen des Bauleitverfahrens beantragen wir, dass das Baugebiet ,Westlich Zur Polterkuhle® zumindest
wahrend der Bauphase Uber die ,Von-Blren-Allee® zu erschlief3en.

Begrindung:

Die Stralle ,Zur Polterkuhle® ist ab der Hausnummer 47 in relativ leichter Bauweise im Sinne einer Spielstralle
erstellt worden. Die Verkehrsflache fiir Fahrzeuge ist durch entsprechende Verengungen und Parkbuchten schmal.
Bereits die relativ geringfligige Nutzung durch die Anwohner ab Hausnummer 47 hat zur Ausbildung von Spurrillen
geflihrt. Eine regelmafRige Nutzung dieses Teils der Stralle durch LKW findet mit Ausnahme der Miillifahrzeuge
nicht statt.

Wenn diese Bereich durch Baufahrzeuge befahren wird, wird dies mit Sicherheit zur vollstandigen Zerstérung der
StralRe fuhren. Infolge der fur LKW knapp ausreichenden StralRenbreite ist eine Beschadigung der Vorgarten durch
Baufahrzeuge zu erwarten. Fir die Wiederherstellung der StralRe bzw. der Schaden an den Vorgarten wirden
erhebliche Kosten entstehen.

Fir uns Anwohner ware es schwierig, die jeweiligen Schaden dem jeweiligen Verursacher zuzuordnen. Wir
personlich wirden eine Videolberwachung zu diesem Zweck aus grundsatzlichen Erwagungen ablehnen.
Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wie in der Begrindung des Bebauungsplans dokumentiert, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase
Uber den bis dahin ertichtigten Wirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Strale® bzw. zur ,Von-Biren-Allee*
erschlossen werden.

Die Anregungen werden somit bertcksichtigt.

Stellungnahme von Biirgern vom 07.01.2013

Wir sind Eigentimer eines Einfamilienhauses an der Strale ,Zur Polterkuhle“. Aus dem Bebauungsplan ist
ersichtlich, dass ausgehend von der Stral’e ,Zur Polterkuhle® zwei Zufahren in das neue Baugebiet vorgesehen
sind. Unser besonderes Anliegen ist, dass diese geplanten Zufahren zumindest wahrend der Bauphase nicht
geoffnet werden, um die StralRe und die Vorgarten der Anwohner vor Schaden zu schitzen.

Offensichtlich ist, dass die relativ leichte Pflasterung und die enge verkehrsberuhigte Bauweise der Stral’e ,Zur
Polterkuhle* ab Hausnummer 47 fir den erwartenden, schweren Bauverkehr ungeeignet ist. Stattdessen sollte der
Bauverkehr ausschliel3lich von Westen Uber die ,Von-Biren-Allee* und die asphaltierte ,Albert-Einstein-Stral’e” in
das neue Baugebiet gefuihrt werden.

Wir schlieBen uns den Anwohnern an, die die ErschlieBung des Baugebietes ,Westlich Zur Polterkuhle® Gber die
»von-Buren-Allee* vorschlagen bzw. beantragen werden.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wie in der Begrundung des Bebauungsplans dokumentiert, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase
Uber den bis dahin ertichtigten Wirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Strale® bzw. zur ,Von-Biren-Allee*
erschlossen werden.

Die Anregungen werden somit berucksichtigt.
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Stellungnahme einer Biirgerin vom 08.01.2013

Bezugnehmend auf die Birgerbeteiligung § 3 (1) BauGB nehme ich Stellung zum Bebauungsplan 114 ,Baugebiet
Westlich Zur Polterkuhle. Im Rahmen des oben genannten Verfahrens beantrage ich, dass oben genannte
Baugebiet ausschlieBlich Uiber die Zufahrt ,Von-Biren-Allee“ zu erschlieen und zu bearbeiten.

Begriindung: Eine Zufahrt durch Lastverkehr Uber die Polterkuhle bzw. Westring/Polterkuhle wirde zu einer
vollstandigen Zerstérung dieser Stralle fiihren. Die Polterkuhle ist ab Hausnr. 47 mit Pflasterung in leichter
Bauweise ausgeflhrt und im Sinne einer Spielstralle auch mit den entsprechenden Verengungen und Parkbuchten
angelegt. Mittlerweile hat selbst die geringe Nutzung der Anwohner zu Spurrillen gefihrt. Die Strafle wird mit
Ausnahme von Mullfahrzeugen nicht von Lastverkehr beansprucht.

Eine Zufahrt in das Baugebiet 114 durch entsprechenden Lastverkehr wiirde zu einer vollstandigen Zerstérung der
Strafle und zum Teil auch der Vorgarten fihren. Zudem ist die enge Zufahrt einer Schadensbildung nur zutraglich.
Das eine extreme Larmimmission zu erwarten ist, steht au3er Frage. Zudem sind auch im Hinblick auf Sicherheit
(Kinder) Probleme zu erwarten.

Das alles ware mit Problemen und im Nachgang mit erheblichen Kosten verbunden, die bei einer Zufahrtsregelung
Uber die Strale ,Von-Buiren-Allee” nicht zu erwarten sind.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wie in der Begrundung des Bebauungsplans dokumentiert, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase
Uber den bis dahin ertlichtigten Wirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Strae® bzw. zur ,Von-Biren-Allee*
erschlossen werden.

Die Anregungen werden somit bertcksichtigt.

Stellungnahme von Biirgern vom 13.01.2013
Wir nehmen Bezug auf die Verdffentlichung in der Glocke zur Birgerbeteiligung gemaf § 3 (1) BauGB.

Wir regen an, dass das geplante neue Baugebiet zumindest wahrend der Bauphase und mdglichst auch auf Dauer
von der ,Von-Buren-Allee“ zu erschlief3en.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wie in der Begrindung des Bebauungsplans dokumentiert, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase
Uber den bis dahin ertichtigten Wirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Strale® bzw. zur ,Von-Biren-Allee*
erschlossen werden.

Der Forderung, diese provisorische ErschlieBung dauerhaft zu nutzen, wird nicht gefolgt. Vielmehr ist es
planerisches Ziel, das neue Baugebiet an das vorhandene Baugebiet verkehrlich und stadtebaulich
anzubinden. Dazu soll das Baugebiet nach der Bauphase an die beiden vorhandenen Wendehammer
sowie die Stralde ,Zur Polterkuhle® angeschlossen werden.

Die Anregungen werden somit teilweise berucksichtigt.

Stellungnahme von Birgen vom 16.01.2013

Nach der gestrigen Teilnahme an der 6ffentlichen Burgerversammlung, sowie auch der kompletten Beschreibung
der Begrindung zum Bebauungsplan und dem architektonischen Entwurf, wollten wir aus Sicht eines
Bauinteressenten und Grundstiicksbewerbers, eine kurze schriftliche Stellungnahme zum Bebauungsplan
abgeben.

Zunachst finden wir den Entwurf, fir eine energieeffiziente Bauweise sehr ansprechend, auch die Aufnahme in das
Programm "Klimaschutzsiedlungen" und den damit verbundenen Regelungen, fiir eine energieeffiziente Bauweise,
ermdglichen jungen zukunftsorientierten und umweltbewussten Familien eine sehr gute Grundlage fir eine
energieeffiziente Bebauung.
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Vor allem die westlich liegenden Baugrundstiicke im Bebauungsplan, mit einer konsequenten Slidwestausrichtung
der Satteldachflachen, fur perfekte Nutzung von Solarenergie, sind eine optimale Voraussetzung fur eine
energetische Bauweise, wie wir sie als Bauinteressenten uns erwlnschen und unterstitzen.

Aus unserer Sicht, ein Lob fiir den gesamten Entwurf, mit der Anregung diese Entwurfsvorlage, Festsetzung und
Aufteilung der Grundstiicke, bezogen auf die energieeffiziente Bauweise, so beizubehalten.

Eine kleine Anmerkung zu den gestrigen Vorschlagen der bestehenden Nachbarschaft, deren Interesse darin
bestand, die drei StraBenanbindungen zum Baugebiet zu verhindern. Aus architektonischer und infrastruktureller
Sichtweise, sowie auch aus der Sicht einer jungen Familie, sind die drei StraBenanbindungen an das Baugebiet
sehr gut geordnet und bedacht angesetzt.

Nicht nur die schnelle Anbindung und dreifache Madglichkeit je nach Wohnlage nérdlich oder sudlich des
Baugebiets, zu Infrastruktureinrichtungen wie Kindergarten, Schulen etc. wird damit ermdglicht, sondern auch eine
Larm,- und verkehrsruhigere Atmosphare im neuen und schon vorhandenen Baugebiet wird damit bewirkt.

Aus Sichtweise eines eventuell zukinftigen Bewohner dieses Baugebiets, bezogen auf die allgemein erwahnten
Faktoren, bitten wir daher, diese drei Strallenanbindungen im Bebauungsplan, als vorteilhafte Infrastruktur
einzubehalten.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Planentwurf zielt darauf ab, ein familienfreundliches Wohnquartier zu entwickeln, das hohe
stadtebauliche, okologische und soziale Qualitaten vereint. Eine gute Anbindung an das vorhandene
Wohngebiet soll kurze Wege zur sozialen Infrastruktur und in Richtung der Innenstadt gewahrleisten.

Den Anregungen wird gefolgt.

Stellungnahme von Birgern vom 16.01.2013
hiermit méchten wir eine Anregung zur auReren Gestaltung geben.
Unser Wunsch ware ein Mischmauerwerk aus weiltem Putz und Klinkersteinen in verschiedenen Grauténen.

Laut Bebauungsplanentwurf sind aber nur rote bis rotbraune Vormauerziegel und Putz in hellen Farbténen (weil3,
hellbeige, hellgrau) méglich. Dazu rotbraune oder anthrazitfarbene Dachpfannen.

Wenn doch schon eine Kombination aus weiRem Putz und anthrazitfarbenen Dachpfannen farblich mdéglich ist,
dann ist es unserer Meinung nach nicht so abwegig ein Mischmauerwerk von weillem Putz und Klinkern in
Grautdnen ebenfalls gelten zu lassen. Es wirde ja keine neue Farbe hinzu kommen, es ware ebenfalls eine weil3-
graue Kombination. Nach mehreren Gesprachen im Bekanntenkreis haben wir auch festgestellt, dass der Grol3teil
Weil3- und Grautdne beim Hausbau bevorzugt und rote bis rotbraune Mauersteine als altbacken gelten und nicht
zeitgeman sind.

Als kleiner Hinweis: Neben "Zurbriiggen Standort Oelde" stehen zwei Musterhduser, von denen eines solch ein
Mischmauerwerk aufweist. Wir méchten Sie bitten unsere Anregung zu Uberdenken und wirden uns sehr Gber
einen positiven Entscheid freuen.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das Konzept zur Fassadengestaltung basiert auf verputzten Flachen sowie auf dem regionaltypisch-
traditionellen Baumaterial Klinker, bestehend aus rotbrennenden Tonen. GemaR den Festsetzungen
sind rote bis rotbraune Vormauerziegel zuldssig. Der Anregung, Klinker in Grauténen im
Festsetzungskatalog aufzunehmen, wird insoweit gefolgt, als zusatzlich Klinker in den Farben rot-blau-
bunt und rot-braun-blau-bunt bertcksichtigt werden sollen. Dieses Farbspektrum beinhaltet Klinkersteine
im Anthrazit-rot-Bereich, die dennoch den charakteristischen Rotstich rotbrennenden Tons aufweisen.

Der Anregung wird somit tberwiegend gefolgt.
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Stellungnahme von Biirgern vom 17.01.2013

Mit groRem Interesse habe ich als Bewerber fiir ein Baugrundstiick am Dienstag die Blirgerversammlung verfolgt.
Da in der Versammlung hauptsachlich die Anliegen der angrenzenden Bewohner thematisiert wurden, hatte ich
nach dem offiziellen Ende der Versammlung im Gesprach mit Herrn Waldmdiiller schon angedeutet, noch einige
Vorschlage per Internet einreichen zu wollen.

Wir beschaftigen uns nun schon seit langerer Zeit mit dem Thema Passivhaus und haben versucht, uns mit den
Grundlagen durch Internetrecherche und Besichtigungen sowie Gesprache mit Passivhausbewohnern vertraut zu
machen. Hierbei ist uns aufgefallen, dass ein mdglichst kompakter Gebaudestil mit groRen Fensterflachen
Richtung Suden fur ein "echtes" Passivhaus sehr wichtig ist.

Nun ist im Bebauungsplanentwurf fiir die Satteldachh&user eine Traufhéhe von 4,5m und eine Dachneigung von
40-45° vorgesehen. Diese Vorschrift erschwert unserer Meinung nach die Erstellung eines Passivhauses.
Sicherlich ist es mdglich auch unter diesen Voraussetzungen ein Passivhaus zu bauen bzw. zu errechnen, fraglich
ist aber, wie die Realitdt nach Einzug dann aussieht, denn Passivhauser auf dem Papier, die dann tatsachlich doch
keine sind und in ihrer Haustechnik letztendlich falsch dimensioniert sind, gibt es viele. Wir denken, dass es dem
Passivhausgedanken naher kommen wirde, eine héhere Traufhdhe zu erlauben, um auch im Obergeschoss den
Einbau von grof¥flachigen Fenstern Richtung Siden zu ermdglichen, ohne auf Gauben oder Dachflachenfenster
zurlckgreifen zu missen. Dies wiirde die passiven solaren Ertrage erhohen. Ist man aufgrund eines niedrigen
Kniestocks gezwungen, Gauben zu errichten, was sicherlich nicht nur fur die solaren Ertrage, sondern auch aus
Helligkeits- und Platzgriinden erfolgen wird, schafft man im Dach weitere Kaltebriicken und vor allem nimmt man
dem Dach Flache, um Photovoltaik- und/oder Solaranlagen zu installieren.

Die sehr starre Festsetzung der Dachneigung verhindert zusatzlich, dass die Bauherren ihr Dach entsprechend des
Haustechnikkonzeptes erreichten kénnen. So ist fiur Solaranlagen eine Dachneigung wie vorgeschrieben zwar
optimal, flr Photovoltaikanlagen ware eine geringere Dachneigung jedoch von Vorteil. Je nachdem ob man
beispielsweise auf Warmepumpen setzt, fir die man den bendtigten Strom dann durch eine Photovoltaikanlage
wieder ‘"reinholen” mochte, oder, was wir fiir einen interessanten Ansatz halten, z.B. auf eine
heizungsunterstiitzende Solaranlage in Kombination mit einen raumluftunabhangigen Pellet- oder Stlickholzofen,
ware eine flexiblere Gestaltung der Dachneigung von Vorteil. Die Wahl der passenden Haustechnik ist eine
Wissenschaft fir sich und es ware doch schén, wenn man diese Entscheidung nicht bereits bei der
Grundstuckswahl abschlieend getroffen haben misste.

Wir bitten daher darum, die strengen Vorgaben im Bebauungsplan zugunsten von mehr nutzbarer Dachflache und
einer flexibleren Haustechnikplanung noch einmal zu tberdenken.

Zusatzlich haben wir noch eine Frage: Ware es moglich, die Verschattungsanimation, die Sie bei der
Burgerversammlung vorgestellt haben, noch irgendwo einzusehen bzw. in Dateiform zu erhalten. Dies wirde bei
der Uberlegung, welche Grundstiicke in Frage kdmen, sehr weiterhelfen. Leider konnte nur einer von uns an der
Versammlung teilnehmen und die Erkenntnisse aus so einer Animation sind an den Partner aus dem Kopf nur sehr
schwer wiederzugeben.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Um Gebaudekubaturen zu schaffen, die sowohl die Nutzung von Photovoltaik als auch von Solarthermie
ermoglichen, wird die Dachneigung reduziert. Festgesetzt werden in den Baugebieten mit Satteldachern
35-40° Dachneigung (statt vorher 40-45°). Diese Festsetzung orientiert sich zudem an der Dachneigung
des angrenzenden Bebauungsplans.

Zudem wird die Firsthdhe im Geltungsbereich des Bebauungsplans auf 9,5 m reduziert, um
Schattenwurf zu reduzieren bzw. solare Ertrdge zu maximieren.

Die Festsetzung der Traufhdhen in den Baugebieten mit Satteldachern verbleibt bei maximal 4,5 Metern,
wodurch eine harmonische Gebaudekubatur gesichert wird. Ausnahmsweise darf die Traufhdhe auf
maximal zwei Funfteln der Firstldinge um 2 m dberschritten werden, wodurch die Errichtung von
Zwerchdachern zulassig wird. Dies zielt darauf ab, zusatzliche Fensterflachen im Dachgeschoss zu
ermdglichen, um passive Solargewinne zu erhdhen.

Den Anregungen wird somit teilweise gefolgt.
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Stellungnahme eines Biirgers vom 20.01.2013
Nach der Vorstellung des Plans am letzten Dienstag ist mir folgendes aufgefallen:

wichtig ist offenbar der Schlagschatten der Hauser, der aufgrund der geringen Grundstiicksgrof3e ein Problem
darstellt. Warum sind dann die groReren Baukorper im Siiden des Baugebietes geplant? Deutlich besser ware die
Positionierung im Norden oder im Nordwesten. Davon wiirden die bestehenden Hauser ebenfalls profitieren. Das
von Herrn Rauch vorgetragene Argument der Verkehrsflihrung zieht angesichts verminderter Wohnqualitat bei der
vorgesehenen Planung sicher nicht.

Die "Zur Polterkuhle" soll 2 von 3 Zufahrten zum Baugebiet erhalten. Bautechnisch ist sie sehr eng. Die von lhnen
angegebene Breite von 9 m steht faktisch nicht an allen Stellen zur Verfigung, siehe vor unserem Haus
Polterkuhle Nr. 47. Fur 120 erwartete Fahrzeuge ist sie nicht ausgelegt. Die Einfahrt in die Geiststralde ist zu eng.
Mussen nicht kiinstliche Engstellen beseitigt werden?

Die BaustralBe sollte erst abgebaut werden, wenn alle(!) BaumaRnahmen, fir die schwere LKW nétig sind,
abgeschlossen sind. Es reichen sicher nur wenige Fahrten mit schweren Fahrzeugen Uber den Nienkamp oder die
Polterkuhle, um die Stralen zu beschadigen.

Zur Verkehrsfiihrung:

Ein Anschluss an die kleine Verbindungsstrale zwischen Nienkamp und Westrickweg im Norden ist nicht moglich?
Wirde eine solche Lésung fir Rettungsfahrzeuge / Feuerwehr Vorteile bieten?

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Mit zwei Mehrfamilienhausern gibt es im Siiden des Plangebiets zwei ,grofRere Baukoérper®, die sich nicht
hinsichtlich der Geschossigkeit, sondern nur in Bezug auf die Zahl der Wohneinheiten von der brigen
Bebauung unterscheiden. Wie in der Verschattungsanalyse dargestellt, verschatten diese beiden
Gebaude die angrenzenden Grundstlicke nur unwesentlich.

Aus stadtebaulichen Grinden (schnelle Ableitung des Verkehrsaufkommens, raumbildendes
Bauvolumen, das den Quartierseingang betont) wird die Anordnung der beiden Mehrfamilienhduser an
dieser Stelle weiter verfolgt.

Partielle Fahrbahnverengungen und Stralenversatze sind verkehrsplanerisch gewollte Mittel, die sich
auf die Fahrgeschwindigkeit im Quartier reduzierend auswirken.

Wie in der Begrindung des Bebauungsplans dokumentiert, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase
Uber den bis dahin ertichtigten Wirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Strale® bzw. zur ,Von-Biren-Allee*
erschlossen werden.

Mit insgesamt drei StraRenanschlissen weist das ErschlieBungssystem fir Rettungsfahrzeuge
ausreichende Redundanzen auf. Ein Anschluss der Stral3e ,Nienkamp“ an den ,Westrickweg* wird nicht
fur sinnvoll erachtet, da eine solche Verbindung sehr wahrscheinlich Durchgangsverkehr induzieren
wirde.

Die Anregungen werden somit teilweise berucksichtigt.

Stellungnahme von Biirgern vom 19.01.2013

Fir die weitere Stadtentwicklung wird im Bereich der Polterkuhle ein neues Baugebiet erschlossen, um potenziellen neuen
Birgern und an Eigentum interessierten Oelder Burgern Perspektiven zum Wohnungseigentum zu bieten. In diesem
Zusammenhang dirfen und missen auch die Belange der Bestandswohneinheiten der Polterkuhle Beriicksichtigung finden.

Zurzeit ist der obere Teil der Polterkuhle im Bereich der Hausnummern 42, 44 ..., 56 und 47, 49..., 59 als Sackgasse
ausgebildet. Diese Sackgasse ist ein wichtiges Merkmal der Grundstiicke und Wohneinheiten. Es pragt das Leben der
Anwohner und bestimmt entscheidend die Wohn- und Lebensqualitat in diesem Bereich. Durch die zweifache Anbindung des
neuen Baugebietes (ber die Polterkuhle wird die Sackgasse von 15 an diesem Stralenabschnitt liegenden
Bestandsgrundstiicken unwiederbringlich aufgehoben.

Hiermit beantragen wir (Anwohner der Polterkuhle), die mittlere verkehrstechnische Anbindung der Baugebietes ,Westlich Zur
Polterkuhle” im Bereich der Hausnummern 56, 59 zu verwerfen.



26

Begriindung:

1.) Die insgesamt dreizligige Anbindung des neuen Baugebietes ist baurechtlich weder notwendig, noch vorgeschrieben.
Zwei Zufahrten sichern die uneingeschrankte Erreichbarkeit der Grundstiicke auch im Notfall ausreichend ab.

2.) Fur den zu erwartenden Verkehr von 46 Grundstlicken (ca. 60 Wohneinheiten) sind die Stralen innerhalb des
Wohngebietes und die beiden Zufahrten im Norden lber den Nienkamp und im Suiden Uber die Polterkuhle im Bereich
der Hausnummern 51 und 53 vollkommen ausreichend.

3.) Durch den Verzicht auf die mittlere Anbindung im Bereich der Hausnummern 56 und 59 kann die Sackgassenlage fir

einen Grof3teil (12 von 15) der oben genannten Bestandswohneinheiten erreicht und erhalten werden. damit werden

die Belange und Interessen der Bestandsanlieger gewahrt.

Uber den Verzicht auf die dritte Anbindung sind Kosteneinsparungen fiir die ErschlieRung des Baugebietes

realisierbar.

.) Eine Wertminderung der Bestandsgrundstiicke durch Aufhebung der Sackgassenlage wird vermieden.

Die erhebliche Belastung der Grundstlicke 53, 55, 57, 59 (verbauter Blick in die freie Natur, Schattenwurf und

Aufhebung der Sackgassenlage) wird um einen wichtigen Faktor reduziert.

Die mittlere Verkehrsanbindung ist wegetechnisch nur fir die 4 direkt an der mittleren Zufahrt liegenden Grundstlicke

im Neubaugebiet vorteilhaft. (ca. 30 m Wegeersparnis). Das gilt nur in dem Falle, dass die Anfahrt zu dem

Neubaugebiet aus dem Stiden erfolgt.

»

o o

N

Die Notwendigkeit der dritten, mittleren Anbindung ist somit nicht gegeben. Ggf. ware eine Alternative darin zu sehen, die
geplante Straflenanbindung durch eine Fuf3- und Fahrradverbindung zu ersetzen. Diese erganzt die bestehende FuR- und
Fahrradverbindung zwischen Ende Polterkuhle und Nienkamp. Damit kénnten auch die Grinanlagen in diesem Bereich
erhalten bleiben.

Wir zahlen darauf, dass Sie den Antrag in unserem Sinne positiv bewerten und in die finalen Bebauungsplane einflieRen lassen.
Sie setzten so ein wichtiges Signal fir die Interessen von 12 Hauseigentimern und berlcksichtigen die berechtigten Anliegen
der langjahrigen Anwohner der Polterkuhle.

(22 Unterschriften gemaR Unterschriftenliste der Anwohner)

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Offentliche und private Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwéagen, ist ein Grundsatz
der Bauleitplanung. Darum wird das neue Baugebiet hinsichtlich seiner Dichte, Typologie,
Bebauungsstruktur etc. so gestaltet, dass es sich mdglichst am Bestand orientiert. Ein Charakteristikum
der an das neue Baugebiet angrenzenden Siedlungsstruktur ist die gute rdumliche Wegevernetzung, die
eine optimale Erreichbarkeit gewahrleistet. Beide Wendehammer waren stets fur die Entwicklung eines
neuen Bauabschnitts in westliche Richtung vorgesehen, weshalb diese offenkundig nicht in Ganze
umbaut wurden. Durch die Entwicklung des neuen Baugebietes ist es mdglich, die provisorischen
Sackgassen aufzulésen und die Durchlassigkeit der Wohnsiedlung zu erhdéhen, was fir die Ver- und
Entsorgung des Gesamtgebietes von Vorteil ist (z. B. kein Wendeerfordernis fur Mullfahrzeuge, kirzere
Wege). Insgesamt wiegen die stadtebaulichen Grinde, die fur eine Anbindung beider Wendehdmmer
sprechen, schwerer, als vermutete mdgliche Grundstlickswertminderungen oder geringere
ErschlieBungskosten. Ebenso wird dem Einwand, die Anbindung des Wendehammers flhre zu einer
erheblichen Belastung bestimmter Grundsticke, nicht gefolgt. Durch bauliche und gestalterische
MaRnahmen wird die Geschwindigkeit des motorisierten Verkehrs reduziert, um eine maximale
Wohnumfeldqualitat sowie eine hohe Verkehrssicherheit zu gewahrleisten.

Den Anregungen wird nicht gefolgt.

Daruber hinaus hat am 15. Januar 2013 um 18.00 Uhr im Rathaus der Stadt Oelde — GroRer Ratssaal —
eine Burgerversammlung stattgefunden. Einzelheiten hierzu sind aus der nachfolgenden Niederschrift
ersichtlich:

Niederschrift iiber die Biirgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB fiir die 18. Anderung des Flichennutzungsplans sowie die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 114
"Westlich Zur Polterkuhle" der Stadt Oelde am Dienstag, den 15. Januar 2013 um 18.00 Uhr, im GroRen
Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302 Oelde
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Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 19.20 Uhr
Anwesende:

Von der Verwaltung:

Herr Abel, Technischer Beigeordneter

Herr Rauch, FD Planung und Stadtentwicklung
Herr Waldmiller, FD Planung und Stadtentwicklung

laut Anwesenbheitsliste 22 Biirgerinnen und Biirger

Herr Abel erdffnet die Blrgerversammlung und begrif3t die anwesenden Birgerinnen und Birger und stellt die
Mitarbeiter der Verwaltung, Herrn Rauch und Herrn Waldmdiller vom Fachdienst Planung und Stadtentwicklung und
sich, vor.

Zu Beginn der Prasentation erlautert Herr Abel den Ablauf des Bauleitplanverfahrens bis zum Satzungsbeschluss
und betont, dass es sich bei der sog. Friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung um einen Verfahrensstand auf Basis
eines Vorentwurfs handelt. Aulierdem erklart er das Planungserfordernis — die groRe Nachfrage nach
Baugrundstiicken in Oelde —, das trotz der Risiken des demografischen Wandels und dessen méglichen
Auswirkungen auf den Immobilienmarkt festgestellt worden sei. Die Entscheidung der Stadt Oelde, ein neues
Baugebiet zu entwickeln, sei unter der Voraussetzung getroffen worden, besondere Anforderungen, etwa
hinsichtlich des energetischen Gebaudestandards, zu erfiillen.

Des Weiteren erlautert Herr Abel die Absicht der Stadt Oelde, an die Bebauung den energetischen
Mindeststandard des 3-Liter-Hauses zu knipfen: Hierbei handele es sich lediglich um die Vorwegnahme der
ohnehin geplanten schrittweisen Verscharfung der Energieeinsparverordnung. Wie anhand einer Grafik dargestellt,
sind die energetischen Anforderungen im Gebaudebereich in den letzten Jahren kontinuierlich angehoben worden.
Ab Ende des Jahres 2020 ist gemaf der Europaischen Gebauderichtlinie der Passivhausbau allgemeiner
Standard.

Fir das neue Wohngebiet soll, so Herr Abel, im Rahmen der 18. Anderung des Flachennutzungsplans eine circa
2,5 ha grole, bislang als ,Flache fur die Landwirtschaft dargestellte Flache westlich der StralRen ,Nienkamp® und
»Zur Polterkuhle® zukulnftig als ,Wohnbauflache® dargestellt werden. Hierbei handele es sich um eine Arrondierung
des bestehenden Wohngebietes. Grundsatzlich seien Stadte von der Bezirksregierung angehalten, die
Inanspruchnahme unbebauter Flachen so gering wie moéglich zu halten. Im Rahmen der landesplanerischen
Anfrage habe die Genehmigungsbehdrde fiir die geplante Ortsarrondierung jedoch ihre Zustimmung erklart.

In Bezug auf die 18. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Oelde gibt es seitens der Anwesenden keine
Fragen oder Anregungen.

Im Parallelverfahren zur 18. Anderung des Flachennutzungsplans wird Bebauungsplan Nr. 114 ,Westlich Zur
Polterkuhle“ aufgestellt. Wie Herr Abel berichtet, ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans etwas grof3er als der
des Flachennutzungsplans, da die Entwasserung des Regenwassers die Errichtung eines Regenriickhaltebeckens
erfordert, das im Sudwesten des Plangebietes vorgesehen ist.

Herr Rauch erlautert daraufhin den stadtebaulichen Entwurf, der die Grundlage des Bebauungsplans bildet. Die
ErschlieBung des neuen Baugebietes solle im nordéstlichen Bereich tUber die zwei vorhandenen Wendehdmmer
und im suddstlichen Bereich tUber die StralRe ,Zur Polterkuhle® erfolgen. Wahrend der Bauphase diene der bis
dahin ertlichtigte Wirtschaftsweg im Slidwesten des Plangebietes, der zur ,Albert-Einstein-Strafle” bzw. zur ,Von-
Buren-Allee” fuhrt, der Erschlielung. Die ,Kuttelbecke” sei als Vorfluter fir die Entwasserung des
Niederschlagswassers, der gedrosselt Uber das geplante Regenrickhaltebecken eingeleitet wird, vorgesehen. Zur
offenen Landschaft hin solle das neue Wohngebiet mit einem Pflanzstreifen eingegriint werden.

Des Weiteren erlautert Herr Rauch die Bestandteile der zeichnerischen Plandarstellung sowie die textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans: Angesprochen werden die geplante Begrenzung der maximal zuldssigen
Wohneinheiten und die gestalterischen Festsetzungen zu Fassaden und Dacheindeckungen, Dachformen, Trauf-
und Firsthéhen sowie die Firstrichtungen. Mit diesem vergleichsweise engen Festsetzungsrahmen solle eine hohe
Gestaltqualitat gesichert werden, was, wie Herr Rauch berichtet, eine Voraussetzung fur die Aufnahme in das
Landesprogramm ,100 Klimaschutzsiedlungen® sei. Zum anderen bringe der verbindliche Gestaltungsrahmen
Planungssicherheit gegenuber benachbarten Bauherrn, etwa um Verschattung zu verhindern. In einer
Verschattungsanalyse demonstriert Herr Rauch den Schattenwurf durch die geplanten Baukdrper im Tagesverlauf
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am 20. Marz. Er weist darauf hin, dass etwa im Winter tagstber nicht samtliche Erdgeschosse frei von
Verschattungen sein werden. Zu dem Thema Immissionen merkt Herr Rauch an, dass das Baugebiet durch die
Autobahn sowie das Gewerbegebiet A2 gering vorbelastet ist.

In der anschlieRenden Diskussion werden die nachfolgenden Fragen, Hinweise, Anregungen und Antworten

gegeben:

Fragen und Anregungen

Antworten von Herrn Abel und Herrn Rauch

Ein Burger fragt, ob die Erweiterung des

vorhandenen Gewerbegebietes in
Richtung des neuen Wohngebietes
mdglich ist.

Die Bebaubarkeit des Gewerbegebietes im angrenzenden
Bereich ist planungsrechtlich durch Bebauungsplan Nr. 77
geregelt. Eine Erweiterung nach Osten ist nicht angedacht.
Fir einen mdglichen Bedarf gibt es Planungen, nérdlich
bzw. westlich des Gewerbegebiets Oelde A2 neue
Gewerbeflachen auf topographisch besser geeigneten
Flachen zu schaffen.

Ein Birger erkundigt sich nach den
unterschiedlichen gewerblichen
Gebietskategorien und wie diese auf das
Baugebiet einwirken.

Grundsatzlich gibt es Industriegebiete (hoher Stérgrad) und
Gewerbegebiete  (geringerer  Storgrad). Die neue
Wohnsiedlung soll als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt
werden. Da es sich bei dem Gewerbegebiet Oelde A2 um
kein reines Industriegebiet handelt, sind dort erheblich
belastigende Gewerbebetriebe unzulassig. Als sensible
Nutzung haben Allgemeine Wohngebiete gegenuber
Gewerbegebieten besondere Schutzanspriiche, was ein
direktes Heranriicken des Gewerbes an das neue
Wohngebiet ausschlief3t.

Ein Blrger mdchte von der Verwaltung
wissen, ob die ErschlieBung von der
,von-Buren-Allee“ nach Beendigung der
BaumaRnahmen zuriickgebaut wird.

Dies wird bejaht, diese provisorische ErschlieRung soll
insbesondere dem Schwerlastverkehr wahrend der
Baumalnahmen dienen, um die  vorhandenen
Wohnstraen nicht zu schadigen. Wenn 80-90 % der
Gebaude errichtet sind, soll die Anbindung des neuen
Wohngebietes Uber die vorhandenen Stral’en ,Nienkamp®
und ,Zur Polterkuhle® erfolgen.

Ein Birger gibt zu bedenken, auch der
Anlieferverkehr von 10 % an Baustellen
kann der Stralendecke schaden.
Ein anderer Birger pflichtet bei, dass das
Pflaster bereits Schaden aufweist.

Seitens der Stadt wird eine zlgige Bebauung verfolgt, was
durch Baufristen in den Kaufvertragen abgesichert werden
soll. Im Ubrigen filhre die Stadt, falls erforderlich, ein
Beweissicherungsverfahren durch, um sicherzustellen,
dass keine baubedingten Schaden an den Belagen der
StraBen auftreten. Vorgesehen ist, den Schwerlastverkehr
moglichst Uber die Albert-Einstein-Strale zu leiten.

Ein Buirger erkundigt sich nach dem
Charakter der ErschlieBungsstrafien.

Um die Geschwindigkeit der KFZ zu verringern, sind bei der
ErschlieRBung  StraBenkrimmungen, ein Links-rechts-
Versatz der Fahrbahn und im StralRenraum angeordnete
Baumscheiben und Parkplatze vorgesehen. Die Kategorie
der Stralden entspricht nicht der von Wohnsammelstralden,
sondern der von Wohnstral3en.

Ein Birger fragt, ob die bauliche
Einengung am westlichen Ende der
StralRe ,Zur Polterkuhle® erhalten bleibt.

Eine Aufweitung der Stralle ,Zur Polterkuhle® ist nicht
Gegenstand der Planung. Vielmehr dient die bauliche
Einengung der Geschwindigkeitsreduzierung.

Ein Blrger mdchte wissen, ob es eine
Vorschrift gibt, nach der das neue
Baugebiet an drei Stellen angeschlossen
werden muss.

Eine solche Vorschrift gibt es nicht. Es ist jedoch
sicherzustellen, dass das ErschlieBungssystem auch in
Notfallen wie Wasserrohrbrichen oder Branden etc.
funktionsfahig ist. Der geplante Anschluss an drei Punkten
sichert die Anbindung des neuen Wohngebiets an das
bestehende StralRennetz und fiihrt zu einer besseren
Verteilung des zusatzlichen Verkehrsaufkommens.

Ein Birger fragt, ob die Errichtung der
dargestellten  Doppelhaushélften  und
deren Anordnung im Bebauungsplan
festgeschrieben sind.

Nein, theoretisch kénnen laut Bebauungsplan auch zwei
Doppelhausgrundstiicke zusammengelegt werden. Eine
Entscheidung  hierlber wird im  Rahmen des
Vergabeverfahrens erfolgen. In den Teilen des Gebietes, in
denen Einfamilien- und Doppelhduser vorgesehen sind, ist
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eine Beschrankung auf maximal zwei Wohneinheiten je
Haus vorgesehen.

Ein Blrger erkundigt sich, welche Teile
des Baugebietes als
Erbpachtgrundstlicke vorgesehen sind.

Dies ist keine Frage, die im Rahmen des
Bauleitplanverfahrens zu klaren ist. Vielmehr trifft diese
Entscheidung die Vergabekommission, die zeitnah tagt.
Interessierte kdnnen sich bis dahin noch an den Fachdienst
Liegenschaften wenden.

Ein Burger stellt die Frage, warum das
neue Baugebiet, anders als urspringlich
vorgesehen, nicht in verschiedenen
Bauabschnitten entwickelt wird.

Hauptgrund fir die sofortige  Entwicklung des
Gesamtgebietes ist die sehr grolle Nachfrage nach
Baugrundsticken. Ein Vorteil der raschen Umsetzung sind
niedrigere Herstellungskosten bei der ErschlieRung.

Ein Burger fragt nach einer maoglichen
Frist zur Bebauung.

Seitens der Stadt ist es Ziel, das Baugebiet zeitnah zu
bebauen. Dazu werden in den Kaufvertrdgen Regelungen
aufgenommen, die eine Bebauung in etwa 2-3 Jahren
sicherstellen.

Ein Burger gibt zu bedenken, dass das
Baugebiet fir  Baufirmen  bereits
weitrdumig ausgeschildert werden sollte.
Die Anbindung Uber die drei vorhandenen
Ostlichen StralRen durfe erst nach Ablauf
der 2-3-jahrigen Baufrist erfolgen.

Geplant ist, beispielsweise am ,Westring“ entsprechende
Schilder aufzustellen. Dass die vorhandenen StralRen
mdglichst geschont werden, liegt im Interesse der Stadt.

Ein Birger auBert bezlglich der ,Ballung®
der Mehrfamilienhduser bzw. der
Doppelhduser im sldlichen Bereich
Bedenken.

Die Anordnung der Mehrfamilienhauser bzw. der
Doppelhduser im sudostlichen Bereich hat eine schnelle
Ableitung des Verkehrs aus dem Wohngebiet zum Ziel.
Verkehrsplanerisch ist es nicht ratsam, Mehrfamilienhauser
inmitten des Baugebiets zu errichten. Die Ausgestaltung
des Strallensystems orientiert sich an den
Anknupfungspunkten (Wendehdmmer bzw. die Stral’e ,Zur
Polterkuhle®), die stets fir die Erweiterung der bestehenden
Siedlung vorgesehen waren.

Ein Bulrger schlagt vor, das neue
Baugebiet dauerhaft Uber die ,Albert-
Einstein-Stral3e” zu erschlieRen.

Diese Mdglichkeit ist nur fur die Zeit wahrend der Bauphase
vorgesehen. Danach soll das neue Wohngebiet an die
bestehende  Siedlung angebunden  werden. Der
Landwirtschaftsweg zur ,Albert-Einstein-Stralle“ soll nach
der Bauphase wieder ausschlieRlich fur Radfahrer und
FulRgénger gedffnet werden.

Ein Burger fragt, ob auch die Errichtung
neuer Spielplatze vorgesehen ist.

Dies ist im neuen Baugebiet nicht geplant. Einerseits sind in
der Umgebung Spielplatze vorhanden, andererseits ist dies
aufgrund der  geringen Dichte im geplanten
Einfamilienhausgebiet nicht erforderlich.

Ein Burger regt an zu uberprifen, ob die

90° Anbindungen der neuen
ErschlieBungsstralen an die beiden
Wendehammer Gefahrenpunkte
darstellen.

Da die Geschwindigkeit des MIV durch die o.g.
MaRnahmen auf ein Minimum reduziert werden soll, ist in
den Bereichen der Wendehammer nicht mit einer erhdhten
Gefahr zu rechnen. Auch das Abknicken der Erschliefung
um 90° soll sich geschwindigkeitsreduzierend auswirken.

Herr Abel sichert den anwesenden Birgerinnen und Blrgern zu, dass sich der Rat der Stadt Oelde mit sdmtlichen
abwagungsrelevanten Belangen bzw. den von der Verwaltung verfassten Abwagungsvorschlagen
auseinandersetzen werde. Bis zum 21.01.2013 sei der Offentlichkeit die Gelegenheit gegeben, auch iber die
Internetseite der Stadt Oelde und auf dem Postweg Stellungnahmen einzureichen. Au3erdem erfolge in einem
spateren zweiten Beteiligungsverfahren (ber die die Dauer eines Monats die offentliche Auslegung des
Planentwurfs, in der erneut Stellungnahmen abgegeben werden kdnnen.

Mit einem Dank an die anwesenden Burgerinnen und Burger schlie®t Herr Abel um 19:20 Uhr die Versammlung.

Abel
Technischer Beigeordneter

Johannes Waldmdtiller
SchriftfUhrer
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Beschluss:
Die Fragen und Anregungen aus der Blrgerversammlung werden zur Kenntnis genommen.

Hinsichtlich der gedufRerten Bedenken, die StralRendecken kdonnten durch Baustellenverkehr geschadigt
werden, soll das Baugebiet wahrend der Bauphase uber den bis dahin ertlchtigten Wirtschaftsweg zur
JAlbert-Einstein-StralRe“ bzw. zur ,Von-Blren-Allee” erschlossen werden. Wahrenddessen sollen die
Anbindungen an das 6stliche Wohngebiet fir den MIV gesperrt werden. Der Wirtschaftsweg zur ,Albert-
Einstein-StralRe“ soll nach der Bauphase wieder ausschlieBlich fir Radfahrer und FulRganger gedffnet
werden, um Durchgangsverkehr von PKW und LKW zu verhindern.

Der Anregung, durch eine entsprechende Ausschilderung den Baustellenverkehr gezielt zu leiten, wird
gefolgt. Dazu sollen etwa am ,Westring“ entsprechende Hinweisschilder aufgestellt werden.

Die Anordnung der beiden Mehrfamilienhduser sowie der Doppelhaushalften bleibt aus stadtebaulichen
Grinden unverandert. Zum einen wird dadurch eine schnelle Ableitung des Verkehrsaufkommens uber
die Strale ,Zur Polterkuhle® gewahrleistet, zum anderen soll durch das Bauvolumen im stdlichen
Bereich der Quartierseingang betont werden.

Die Befirchtung, dass im Bereich der Anbindungen der neuen ErschlieRungsstraften im 90°-Winkel an
die beiden Wendehammer Gefahrenpunkte entstehen, wird nicht geteilt. Da die Geschwindigkeit des
MIV durch bauliche bzw. gestalterische MaRnahmen auf ein Minimum reduziert wird, ist in den
Bereichen der Wendehammer nicht mit einer erhéhten Unfallgefahr zu rechnen. Auch das Abknicken der
ErschlieBung um 90° soll sich geschwindigkeitsreduzierend auswirken.

Die Anregungen werden somit teilweise berucksichtigt.

B) Entscheidungen uber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange und
Nachbarkommunen gemaR §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB

Die Frist fur die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1
BauGB endete am 25. Januar 2013. Nachstehend aufgeflihrte Behdérden und sonstige Trager
offentlicher Belange und Fachamter der Stadt haben im Verfahren gemal® §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1
BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgebracht:

Institution Stellungnahme vom
Bundeseisenbahnvermogen, Dienststelle West Aullenstelle Essen 21.12.2012
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 27.12.2012
Thyssengas GmbH 02.01.2013
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen — Kreisstellen 03.01.2013
Gutersloh/Munster/Warendorf

Stadt Rheda-Wiedenbrick 03.01.2013
Eisenbahn-Bundesamt, Auflenstelle Essen 03.01.2013
Stadt Oelde — Fachdienst Tiefbau und Umwelt 03.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 53- Immissionsschutz 04.01.2013
PLEdoc GmbH 08.01.2013
Ericsson Services GmbH 08.01.2013
Stadt Ennigerloh 08.01.2013
Wehrbereichsverwaltung West 09.01.2013
Gemeinde Beelen 10.01.2013
DB Services Immobilien GmbH 10.01.2013
Stadt Beckum 10.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 26 - Luftverkehr 11.01.2013
Gemeinde Langenberg 11.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 33 15.01.2013
Stadt Oelde — Fachdienst Liegenschaften 15.01.2013
Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen 16.01.2013
Baureferat der Evangelischen Kirche von Westfalen 17.01.2013
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LWL-Archaologie fir Westfalen 17.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 54 — Wasserwirtschaft 17.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 25 — Verkehr 21.01.2013
RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 23.01.2013
Landesbetrieb StraRenbau Nordrhein-Westfalen 23.01.2013
Bezirksregierung Minster — Dez. 52 - Abfallwirtschaft 23.01.2013
Landesbetrieb Wald und Holz NRW — Regionalforstamt Minsterland 24.01.2013
IHK Nord Westfalen 25.01.2013

Nachstehend aufgeflihrte Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange und Fachamter der Stadt
haben im Verfahren gemaR § 4 Abs. 1 BauGB Hinweise oder Anregungen geaul3ert:

Stellungnahme der Wasserversorgung Beckum GmbH vom 21.12.2012

Das Plangebiet kann mit entsprechenden Trinkwasserleitungen an den Bestand angeschlossen werden. Aufgrund
der rucklaufigen Verbrduche wir die Leitungsdimensionierung entsprechend klein ausfallen. Die
Trinkwasserentnahme fir Ldschwasser (ber die ortstblichen Hydranten wird vorbehaltlich der neuen
Zielnetzberechnung voraussichtlich mit bis zu 48cbm/h im Umkreis von 300 Metern fiir den Grundschutz madglich
sein. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die geltenden Regelungen des Konzessionsvertrages hin.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme des Kreises Giitersloh vom 07.01.2013
Hinweis der Abteilung Tiefbau, Kultur und Wasserbau:

Gegen das Vorhaben bestehen keine grundséatzlichen Bedenken, wenn die in Anspruch genommene Flache nicht
im Uberschwemmungsgebiet des Axtbaches liegt — dieses ist von hier aus mit den mir vorliegenden
Unterlagen/Daten nicht zu beurteilen. Auch die Erhéhung der Abflussmenge im Axtbach oder der Zulaufe des
Axtbaches darf durch das Vorhaben nicht bedingt werden.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die in Anspruch genommenen Flachen befinden sich weder beim Axtbach noch beim Rathausbach,
noch bei der Kittelbecke im HQ 100-Gebiet. Zur Retention des Niederschlags ist die Errichtung eines
Regenruckhaltebeckens vorgesehen.

Die Anregungen werden berlcksichtigt.

Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 07.01.2013

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte
i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméachtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehme ich wie folgt
Stellung:

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan bestehen keine grundsatzlichen Einwande.

Die Telekom macht darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Grinden eine Versorgung des Neubaugebietes
mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer
koordinierten ErschlieBung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit mdglich ist. Das kann bedeuten, dass
der Ausbau der TK-Linien im Plangebiet aus wirtschaftlichen Griinden in oberirdischer Bauweise erfolgt. Die
Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter anderem an den technischen Entwicklungen
und Erfordernissen. Insgesamt werden Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geplant. Der Ausbau
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der Deutschen Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint. Dies bedeutet
aber auch, dass die Deutsche Telekom da, wo bereits eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters besteht oder
geplant ist, nicht automatisch eine zusatzliche, eigene Infrastruktur errichtet.

Fir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Stralenbau und
den Baumalnahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der
ErschlieBungsmalinahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der
Absenderadresse dieser E-Mail so friih wie moglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt
werden.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Anregungen kénnen im Zuge der Ausbauplanungen berticksichtigt werden.

Stellungnahme der Energieversorgung Oelde vom 10.01.2013

Fir die Versorgung des Plangebietes mit Erdgas bitten wir darum (mdglichst vor Verlegung der
Versorgungsleitungen) uns Angaben liber den zu erwartenden Energiebedarf in Form von Erdgas mitzuteilen.

Fir die Stromversorgung benétigen wir eine Flache von 3x3 m fir die Errichtung und den Betrieb einer
Trafostation. Diese Flache sollte mdglichst in dem in der beiliegenden Zeichnung gekennzeichneten Bereich
liegen.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die gewiinschten Angaben werden, soweit dies zum jetzigen Planungsstand maéglich ist, der EVO zur
Verfligung gestellt.

Fir die Errichtung und den Betrieb einer Trafostation wird im Bebauungsplan eine ausreichend grof3e
.Flache fur Versorgungsanlagen® im sidwestlichen Bereich des Plangebiets festgesetzt.

Die Anregungen werden somit bertcksichtigt.

Stellungnahme des Kreises Warendorfs vom 23.01.2013

Untere Landschaftsbehorde:

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus landschaftsrechtlicher Sicht keine Bedenken unter Beachtung der im
folgenden genannten Anregungen:

Anregungen:

1.) Da davon auszugehen ist, dass mit dem neuen Wohnbaugebiet ein Abschluss der Siedlungsentwicklung an
dieser Stelle erreicht wird, ist eine wirkungsvolle Einbindung in die westlich angrenzende freie Landschaft
erforderlich. GemafR Begriindung zum Bebauungsplan wird dies durch eine 3 m breite Eingriinung auf den privaten
Grundstucksflachen erzielt. Um die Bedeutung dieses Pflanzstreifens auch zeichnerisch im Bebauungsplan
entsprechend zu gewichten, rege ich die Festsetzung des Pflanzstreifens als "Private Grinflache" an.

2.) Der Bebauungsplan setzt sidlich der in den Freiraum fihrenden FuBwegverbindung ein Allgemeines
Wohngebiet flr voraussichtlich zwei Grundstiicke fest. Die Grundstiicke sind im Norden und Westen von
Gehdlzbestanden umgeben, in sudliche Richtung erstrecken sich die Grundstiicke in Richtung des Waldbestands.
Es ist zu prifen, ob in diesem Bereich die Beschattung der Gebaude durch die umliegenden Gehdlzbestande eine
wirkungsvolle Nutzung von Solarenergie verhindert. Sollte eine Wohnbebauung auf dieser Flache realisiert werden,
sind erganzende Aussagen zur moglichen Beeintrachtigung von Waldarten in der Artenschutzprifung zu erganzen
und entsprechende Vermeidungsmafinahmen (Anpflanzung eines Waldrands) zu treffen (s.a. Pkt. 3).

3.) Die Artenschutzprifung fihrt auf, dass Baume mit einem Durchmesser von 15-50 cm haufig vertreten sind und
ein hohes Potential an Fledermausquartieren haben. Eine Verinselung der Waldflache im Siden sei durch
entsprechende Abstandsflachen und ausreichende Anbindung an die angrenzende offene Feldflur (potentielle
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Jagdgebiete bzw. Leitlinien) zu vermeiden. Zudem wurden Kiebitze im Bereich der angrenzenden weitlaufigen
Ackerflur "Loddenkamp" westlich der Kittelbecke beobachtet. Im weiteren Planverfahren ist die
Artenschutzpriifung um Aussagen zur Betroffenheit von Arten der Waldflache und des Offenlandes zu erganzen.
Die genannten erforderlichen Malinahmen sind dabei zu bericksichtigen. Ergadnzend sind die Daten der
Artenschutzpriifung zum Bebauungsplan Nr. 101 "Betriebsentwicklung Naturparkbrauerei — 1. Anderung", welche
im Jahr 2010 ebenfalls die Waldflache untersuchte, zu analysieren.

4.) Beziglich der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sind einige Biotoptypen an das Warendorfer Modell
anzupassen. Ich bitte daher, die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz im weiteren Verfahren mit mir abzustimmen. Dem
externen Ausgleich im Oko-Pool "Haus Nottbeck" stimme ich zu.

Gesundheitsamt:

Im Zusammenhang mit den Empfehlungen zur Niederschlagswassernutzung wird zur Sicherstellung einer
einwandfreien Trinkwasserversorgung angeregt, den nachfolgenden Sachverhalt sinngemaR erganzend in
Begrundung und Planlegende aufzunehmen (auf S. 9 der Begriindung unter Punkt 4.4 und in der Legende des
Bebauungsplanes unter "Hinweise und Empfehlungen"):

Trinkwasseranlagen einschlief3lich der dazugehorigen Installation im Gebaude diirfen nicht mit Regenwasser- oder
Brauchwassernutzungsanlagen einschliellich seiner Leitungen verbunden werden (oder nicht ohne eine den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung, §17(2) der zurzeit giltigen
Trinkwasserverordnung). Die Leitungen der verschiedenen Versorgungssysteme (Trinkwasser / Regen- oder
Brauchwasser) sind beim Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und Nicht-Trinkwasser-
Zapfstellen als solche dauerhaft kenntlich zu machen. Erforderlichenfalls sind die Nicht-Trinkwasser-
Entnahmestellen gegen nicht bestimmungsgemalen Gebrauch zu sichern. (§17(2) der zurzeit giiltigen
Trinkwasserverordnung). In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf die die DIN 1988 bzw. DIN EN 1717
und die DIN EN 806 hingewiesen. Eine im Haushalt zusatzlich zur Trinkwasserversorgungsanlage installierte
Regen- oder Brauchwasseranlage ist der zustandigen Behodrde des Kreises Warendorf 4 Wochen vor
Inbetriebnahme schriftlich anzuzeigen. (§13(4) der zurzeit glltigen Trinkwasserverordnung).

Untere Wasserbehorde-Wasserwirtschaft und Gewésserschutz:

Nach Prifung der Unterlagen wird der Planung inhaltlich zugestimmt.

Untere Bodenschutzbehorde:

Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts bedurfen keiner Erganzung.

Beschluss:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Festsetzung der Ortsrandeingrinung als Pflanzstreifen gemall § 9 (1) 25 BauGB wird als
hinreichend erachtet. Zum einen stellt die Breite des Pflanzstreifens von 3,00 m als auch die
Festsetzung, Gehdlze dreireihig versetzt zu bepflanzen, die Entwicklung eines grinen Saums sicher. Die
angeregte Festsetzung einer privaten Grunflache hatte aufgrund der Nichtberucksichtigung bei der
Berechnung der Grundflachenzahl eine planerisch nicht gewollte Einschrankung der Bebaubarkeit der
Grundstucke zur Folge.

Die Frage der Unteren Landschaftsbehdrde, inwieweit die zwei Grundstiicke im Suden des Plangebietes
durch den angrenzenden Wald verschattet werden, wurde gepruft. Aufgrund des Abstandes des
Baufensters zu der angrenzenden Waldparzelle treten Verschattungen nur wahrend einiger Wochen im
Winter auf. Von der Anpflanzung eines Waldrands innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans
wird abgesehen, da zwischen Baugebiet und Waldflache eine ausreichend groRRe Abstandsflache
verbleibt, die voraussichtlich aufgrund ihrer GroRe und ihrer Lage zukulnftig nicht mehr einer intensiven
landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen wird und somit das Potential fir die Entwicklung des
gewunschten Waldsaums bietet. Den Anregungen bezuglich der Erganzung der Artenschutzprifung um
Aussagen zur Betroffenheit von Arten der Waldflache und des Offenlandes wird im weiteren Verfahren
gefolgt. AuRerdem wird die Eingriffs- Ausgleichsbilanz im weiteren Verfahren mit der Unteren
Landschaftsbehdrde abgestimmit.
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Der Anregung des Gesundheitsamts, einen Hinweis zur Trennung von Niederschlags- und Trinkwasser
in die Begrindung und in die Legende des Bebauungsplans aufzunehmen, wird an dieser Stelle nicht
gefolgt, da es sich hierbei um ohnehin zu beachtende allgemeingiltige Vorschriften handelt.

Die Anregungen werden somit teilweise berucksichtigt.

Stellungnahme des NABU Kreisverbandes Warendorfs vom 23.01.2013

Die Zuriicknahme der Vorbehaltsflache fiir Stralenplanung und die Ausweitung der Flachen fir MalRnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft wir ausdricklich begrufit.

Die Ausweisung des Bebauungsplanes Nr. 114, sowie die damit verbundene Darstellung dieser Flache als
Wohnbauflache im FNP lehnen die Umweltverbande ab. Folgende Begriindung liegt dieser Ablehnung zugrunde:

o Die Flachenversiegelung pro Tag ist nach wie vor mit etwa 15 ha extrem hoch und belastet neben der
Natur auch die Landwirtschaft.

e Die prognostizierte Einwohnerentwicklung fir Oelde ist laut Stadtentwicklungskonzept 2015 riicklaufig.
Somit wird zukunftig weniger Wohnraum benétigt!

e Sich dem kommunalen Wettbewerb nach Einwohnern weiter zu unterwerfen bedeutet in der eigenen Stadt
und benachbarten Stadten massiv Lehrstdnde in der Altbausubstanz in Kauf zu nehmen.

e Um der ggf. vorhandenen Nachfrage nach Bauplatzen entgegen zu kommen, sollte statt der Ausweisung
von Baugebieten auf der grinen Wiese auf innerstadtische Nachverdichtung und Flachenrecycling
zurickgegriffen werden. Dies ist auch in Bezug auf die vorzuhaltende Infrastruktur fur die Kommune die
kostengunstigere Alternative.

Zum FNP sind folgende weitere Anmerkungen zu machen:

e Die Darstellung des Plangebietes im Bebauungsplan weicht von der Darstellung im FNP ab. Im B-Plan
reicht die Darstellung westlich Gber die Hofzufahrt hinaus. Dagegen ist im FNP das Plangebiet im
deutlichen Abstand zur Hofzufahrt lediglich im Osten dargestellt. Dies kdnnen keine malstablichen
Ungenauigkeiten mehr sein.

e Die Flachen um den Wald ,Hirschenkamp® sind als Verbundflache Grinland- und Waldkomplex
ausgewiesen. Daher sollten die dstlich des Waldes gelegenen Flachen ebenfalls im FNP als Flachen fir
MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ausgewiesen werden.
Im Westen sollte sich die Ausweisung nicht an der 10kv Trasse, sondern an den Wegenetzgrenzen
orientieren.

Zum B-Plan ist Folgendes anzumerken:
e Die Planung des Wohngebietes als Klimaschutzsiedlung ist zu begrifen.

e Die Dachflachen sollten auch im Mittelteil von Neigung und Ausrichtung auf die Photovoltaiknutzung
optimiert vorgegeben werden.

e Das RRB, der Graben und die Grinanlagen sind neben der Naturndhe auch zuganglich als
Naturerlebnisraum fr Kinder zu planen.

e Der Ful3- und Radweg ist mittels Poller gegen Durchfahren von motorisierten Fahrzeugungen zu sichern.

e Die KompensationsmaBRnahmen sind mallgebend in die Renaturierung der Kiittelbecke und ihres
Seitengrabens zu investieren.

e Die richtlinienkonforme Umsetzung des festgesetzten Pflanzstreifens ist den Kaufern verstandlich und
unmissverstandlich zu erklaren. Zudem ist als MonitoringmaRnahme die Einhaltung dieser und anderer
Auflagen im Nachhinein zu kontrollieren.

Beschluss:
Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen.

Um den ,Flachenverbrauch® zu reduzieren, ist Innenentwicklung das prioritéare Ziel der Stadtentwicklung.
Da in Oelde jedoch nur wenige potenzielle Flachen zur Nachverdichtung vorhanden sind, die zudem



35

aufgrund unterschiedlicher Interessen der Eigentimer uUberwiegend nicht fir eine Kkurzfristige
Entwicklung zur Verfligung stehen, kann der grofien Nachfrage nach Eigenheimen nur die zusatzliche
Ausweisung eines neuen Baugebietes gerecht werden. Das Stadtentwicklungskonzept 2015+ skizziert
die Auswirkungen des demografischen Wandels fir Oelde und enthalt einen MaRnahmenkatalog zur
Attraktivitatssteigerung des Wohnstandortes Oelde. So sollen etwa, neben der Schaffung von
Wohnraum durch Nachverdichtung, Flachenausweisungen im Anschluss an bestehende Baugebiete
erfolgen. In stadtebaulich integrierter Lage ausgewiesen, tradgt das neue Baugebiet ,Westlich Zur
Polterkuhle® zur Tragfahigkeit bzw. Sicherung der vorhandenen Infrastruktur bei.

Aus stadtebaulichen Grinden wird die Dachneigung in den Bereichen mit Zeltdachern auf 20-25°
festgesetzt. Insbesondere ist dies mit der in diesem Bereich zwingenden zweigeschossigen Bebauung
begrindet, die bei einer steileren Dachneigung zu einer nicht gewollten gegenseitigen Verschattung
fuhren wirde.

Die detaillierte Gestaltung des Regenriickhaltebeckens und der Griinanlagen sind nicht Gegenstand des
Bebauungsplans. Inwieweit eine Zuganglichkeit des Regenrlckhaltebeckens und des Grabens im
Rahmen der Verkehrssicherungspflicht mdglich ist, kann bei den spateren Ausbauplanungen geprift
werden. Nach der Bauphase wird der Fuf3- und Radweg flr motorisierten Verkehr gesperrt. Der
Pflanzstreifen ist durch die Festsetzungen im Bebauungsplan 6&ffentlich-rechtlich gesichert.

Die Anregungen werden somit teilweise berucksichtigt.
C) Beschluss zur o6ffentlichen Auslegung

Nachdem Uber die Stellungnahmen und Anregungen, die im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der friihzeitigen Beteiligung der Nachbarkommunen,
Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange gemald § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB
vorgebracht wurden, beraten und beschlossen wurde und der nach dem bisherigen Planungsstand
vorliegende Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 114 Westlich Zur Polterkuhle® der Stadt Oelde mit
Begrindung (siehe Anlagen 2 und 3) =zur Kenntnis genommen wurde, erfolgt folgende
Beschlussempfehlung:

Beschluss:

Der Hauptausschuss der Stadt Oelde beschlie3t, den gemal Beratungsergebnis Uberarbeiteten Entwurf
des Bebauungsplanes Nr. 114 ,Westlich Zur Polterkuhle® der Stadt Oelde - einschlieBlich der
Begriindung mit Umweltbericht und Anlagen — gemall § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch i.d.F. der
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) zuletzt gedndert durch Art. 1 G zur
Forderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom 22. Juli
2011(BGBI. | S. 1509) offentlich auszulegen.

Durch diesen Bebauungsplan soll der Bereich westlich der Strale ,Zur Polterkuhle® in einer Gré3e von
rund 2,5 ha als ,Allgemeines Wohngebiet® Uberplant werden. Damit sollen die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fur die Errichtung von Wohngebduden geschaffen werden.

Der Anderungsbereich liegt im Sidwesten des Oelder Stadtgebietes westlich der StraRe ,Zur
Polterkuhle® und sudwestlich der Strae ,Nienkamp®. Die Flache grenzt im Norden und Westen an
landwirtschaftlich genutzte Flachen. Im Suden befindet sich eine Waldflache. Die Ostliche Grenze wird
durch die an den StralRen ,Zur Polterkuhle® und Nienkamp® bestehende Wohnbebauung gebildet. Der
Geltungsbereich umfasst die folgenden Grundstticke in der Gemarkung Oelde

Flur 129, Flurstucke 356 tlw., 354 tlw. und 390 tlw.

Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage 1).

Der Beschluss ist 6ffentlich bekannt zu machen.
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Herr Hagemeier erkundigt sich, ob drei Erschliellungsstralen notwendig seien und wie hoch das
Verkehrsaufkommen sei. Seiner Meinung nach seinen die zwei aulleren ErschlieBungsstrallen
ausreichend.

Herr Rauch erklart, dass der Verkehr gleichmaRig verteilt werden solle und dass es Sinn mache die
Wendehammer zu 6ffnen, damit auch die Entsorgungsbetriebe die Grundstiicke besser erreichen
koénnen.

Herr Hagemeier teilt mit, dass er es fiur positiv halte, den mittleren Stich nur fir FuRganger und
Radfahrer zu 6ffnen. Zudem merkt er an, dass die nérdliche ErschlieBung Gber den Nienkamp und die
sudliche ErschlieBung Uber die Stralde ,Zur Polterkuhle® ausreichend seien und die Erschliefung des
mittleren  Stiches fir ihn nicht logisch sei. Der Weitkamp sei auch nur Uber zwei
HaupterschlieBungsstralten erschlossen.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass die Frage beantwortet wurde. Das Hauptargument sei, den Verkehr
gleichmalig zu verteilen.

Herr Niebusch teilt mit, dass die FWG sich dem Vorschlag der Verwaltung anschlieRRe. Er teilt mit, dass
es im Baugebiet ,Zum Sundern“ durch Festsetzungen im Bebauungsplan in Verbindung mit der
Vorgartensatzung Probleme mit Einfriedungen gegeben habe, da diese zu dicht an den Strallen seien
und erkundigt sich, ob dieses Problem bei diesem Baugebiet geldst werde.

Herr Rauch teilt mit, dass es bei dem Bebauungsplan ,Zum Sundern® liber die Vorgartensatzung hinaus
Regelungen zur Bepflanzung gab. Bei dem Baugebiet ,Westlich Zur Polterkuhle® gibt es keine
besonderen Festsetzungen im Bebauungsplan. Grundsatzlich gelte hier die allgemeine
Vorgartensatzung.

Herr Drinkuth erkundigt sich nach der Notwendigkeit eines Spielplatzes und fragt, wie weit der nachste
Spielplatz entfernt sei und ob dieser aufgebessert werde.

Herr Rauch antwortet, dass sich etwa 5 Hauser entfernt ein Spielplatz befinde und dass es auch am
Nienkamp noch einen weiteren Spielplatz gebe.

Herr Becker erganzt, dass der Spielplatz an der Beethovenstralle zurzeit nicht stark frequentiert werde,
dieser jedoch zu optimieren sei. Zudem teilt er mit, dass sich ein weiterer grol3er attraktiver Spielplatz
am Nienkamp befinde.

Herr Voelker flhrt aus, dass die FDP mit dem Bebauungsplan einverstanden sei. Weiterhin teilt er mit,
dass viele Familien im Garten eigene Spielgerate haben, sodass ein weiterer Spielplatz daher wenig
genutzt wirde und demzufolge nicht notwendig sei.

Frau KOR teilt mit, dass eine Verkehrsberuhigung sehr wichtig sei, da die Kinder die Stralle oft als
Hauptspielplatz nutzen. Sie erkundigt sich, ob eine Verkehrsberuhigung bertcksichtigt wurde und
aullert, dass es wichtig sei, durch bauliche Manahmen das Tempo zu senken.

Herr Abel antwortet, dass die Grundstucke relativ klein seien und somit ein hoher Parkdruck entstehe.
Das Parken sei auf der Stralle vorgesehen, sodass die Autos zusammen mit Grunflachen als
Verkehrsberuhigung eingesetzt werden kénnen.

Beschluss:

Die Beschlisse zu A), B) und C) erfolgten einstimmig.
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9. ErschlieBung des Neubaugebietes "Zur Polterkuhle West" in Oelde
Vorlage: B 2013/661/2656

Herr Abel teilt mit, dass die Stadt Oelde im Sudwesten von Oelde auf einer ca. 2,5 ha grof3en Flache die
Errichtung eines Neubaugebietes plant. Die notwendigen Genehmigungsantrage fir die
Bezirksregierung Minster und dem Kreis Warendorf sowie die Entwurfsunterlagen fir die Entwasserung
und den StralRenbau werden zurzeit vorbereitet. Parallel werden die Ausschreibungsunterlagen erstellt.

Aufgrund der groRen Nachfrage nach Baugrundstlicken soll die MalRnahme zligig realisiert werden.
Bereits im Herbst 2013 sollen die zuklnftigen Grundstiickseigentimer die Moglichkeit erhalten, mit den
Rohbauarbeiten beginnen zu kdnnen. Mit den ErschlieBungsarbeiten sollte daher Ende April begonnen
werden.

Grundsatzlich soll die Hauptmassen der Baustellenverkehr fur die ErschlieRungsarbeiten, sowie die
Rohbauarbeiten fir die zukiinftige Wohnbebauung Uber eine separate Baustralle transportiert werden.
Hierzu wird der bestehende Feldweg am Ende des Wendehammers der Albert-Einstein-Stralte als
Baustral’e hergerichtet. Die 3 Anbindungspunkte an die vorhandenen Anliegerstralden ,Zur Polterkuhle®
und ,Nienkamp®“ sollen solange flr den StralRenverkehr baulich gesperrt werden. Die vorhandenen
Wohnstrafl’en werden somit durch den Baustellenverkehr nicht belastet bzw. beschadigt.

Das Neubaugebiet wird entwasserungstechnisch im Trennsystem betrieben. Das Schmutzwasser wird
dem Transportsammler, welcher parallel zur Kuttelbecke verlauft, zugefiihrt. Das Regenwasser muss
Uber ein zentrales Regenriickhaltebecken gedrosselt der Kiittelbecke zugefiihrt werden.

Fur die Entwasserung des Gesamtgebietes missen ca. 1200 m Schmutz- und Regenwasserkanale
einschl. Schachtbauwerke in den Durchmessern DN 250 bis 630 verbaut werden. Weiterhin werden ca.
550 m Grundstiicksanschlussleitungen einschl. Ubergabeschichte gebaut. Das zukiinftige
Regenruckhaltebecken wird ein Volumen von ca. 525 cbm erhalten. Anschlie3end erfolgt die Errichtung
einer bitumindsen Baustrale. Die abschlielende StralRenraumgestaltung mit Fahrbahn-, Parkplatz-, und
Grunflachen erfolgt im Zuge der Endausbauplanung unter Beteiligung der neuen Anwohner.

Beschluss:

Der Ausschuss flr Planung und Verkehr stimmt der vorgestellten Planung einstimmig zu und empfiehit
die Freigabe der Haushaltsmittel flr die GesamtmalRnahme.

10. Kanalsanierung HerrenstraRe
Vorlage: M 2013/661/2657

Herr Abel teilt mit, dass im Marz 2011 in der Herrenstral3e der Anschluss von Haus Nr. 8, Malerbetrieb
Roos schadensbedingt erneuert wurde. Dabei fiel auf, dass sich auf gleicher Hohe in der
gegenuberliegenden Fahrbahn eine tiefe Mulde abzeichnet.

Die Prifung durch Aufbohren der Mulde sowie eine anschlieRende Kamerauntersuchung ergaben, dass
parallel zum 1974 verlegten Mischwasserkanal ein alter, nicht verzeichneter Betonkanal DN 400
existiert, der in einem derart schlechten Zustand ist, dass ein Teilbereich durch Verformung auf ca. 60%
der eigentlichen Querschnittshdhe zusammengedrickt ist und sich daraus eine bis an die Oberflache
abzeichnende Mulde entstand. Dieser Kanal ist in Anbetracht der weiteren vorliegenden Schaden
einsturzgefahrdet.

Angeschlossen an den Altkanal sind noch 3 Anschlussleitungen von den Gebaduden der Firma
Schwarze, darunter eine Hauptabflussleitung der Produktion im Durchmesser 200 mm mit stetigem
Abwasseranfall.
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Die Planung dieser Malinahme sieht vor, Gber 2 Baugruben die vorhandenen Anschlussleitungen auf
den parallelen Kanal DN 1800 umzubinden. Dabei erhalt der Anschluss DN 200 der Fa. Schwarze einen
eigenen Revisionsschacht. Kurz vor dem Kreuzungsbereich HerrenstralRe/Ennigerloher Stralie wird tber
eine weitere Baugrube die TV-Untersuchung des weiteren Verlaufes des Altkanals erfolgen, da dies
bislang technisch nicht méglich war.

Sind alle Anschlisse umgebunden, wird der Altkanal verdammt. Die 3 Baugruben werden wieder verfullt
und mit Asphalttragschicht versehen. Die Asphaltdecke wird auf eine Flache von rd. 180 gm erneuert,
um die durch das Schadensbild entstandenen Mulden auszugleichen.

Die gesamten Kosten der Arbeiten sind entsprechend der obigen Ausflihrungen kanalbedingt und somit
in den Kanalbaukosten zu erfassen.

Kosten fur Anlieger entstehen aufgrund der Arbeiten an den privaten Grundsticksanschluss-leitungen
und werden gemaR § 8 KAG den Anliegern im Kostenersatz in Rechnung gestellt.

Herr Junkerkalefeld erkundigt sich nach dem Belag fur die Oberflache.

Herr Abel antwortet, dass die Oberflache, wie vorgefunden wieder hergestellt werde.

Beschluss:

Der Ausschuss flr Planung und Verkehr nimmt die Ausfihrungen zu der MaRnahme ,Kanalsanierung

HerrenstralRe® einstimmig zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung die Anliegerinformation
durchzufuhren.

11. Kanalerneuerung in der "HindenburgstrafRe"
Vorlage: B 2013/661/2653

Herr Abel teilt mit, dass aufgrund massiver Schaden in einer Haltung des Hauptkanals der
,Hindenburgstral3e” diese Haltung des bestehenden Mischwasserkanals ersetzt werden muss.

Es handelt sich im Bestand um einen Betonkanal mit einem Durchmesser von 300 mm, einer Lange von
ca. 61 m und einer Tiefe bis zu 2,70 m.

Es ist geplant, die neue Haltung als Kunststoffrohr PVC-U mit einem Durchmesser von 315 mm in einer
Lange von ca. 61 m als Mischwasserkanal in der alten Kanaltrasse neu herzustellen.

In diesem Zuge werden die defekten Grundsticksanschlussleitungen erneuert. Die Aufwendungen fur
die Grundstlicksanschlussleitungen sind von den Grundstiickseigentimern zu tragen und werden den
Anliegern im Kostenersatz gemal® § 8 KAG in Rechnung gestellt. Die Kosten fur die MalRnahme
belaufen sich auf ca. 60.000 €.

Im Anschluss an den Kanalbau wird die Fahrbahn Uber die gesamte Lange der Baumalnahme mit einer
neuen bitumindsen Decke versehen.

Herr Junkerkalefeld erkundigt sich, ob der Rest des Kanales in Ordnung sei.

Herr Abel antwortet, dass nur ein Teilstiick erneuert werden miusse und dass nicht erkennbar sei, dass
der ganze Kanal erneuert werden musse.

Beschluss:

Der Ausschuss fir Planung und Verkehr nimmt die Ausfihrungen zu der Malnahme , Kanalerneuerung
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Hindenburgstrale“ zustimmend zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung die Burgerinformation
durchzufuhren.

12. Kanalerneuerung in der StralRe "Simmeriss”
Vorlage: B 2013/661/2652

Herr Abel teilt mit, dass aufgrund massiver Schaden im Hauptkanal der Strale ,Simmeriss der gesamte
Kanal ersetzt werden muss.

Gleichzeitig soll der vorhandene Regenwasserkanal ersatzlos ausgebaut und die Regenwasser-
anschlisse an den neuen Mischwasserkanal Gbernommen werden.

Es handelt sich im Bestand um einen Betonkanal mit einem Durchmesser von 300 mm, einer Lange von
ca. 170 m und einer Tiefenlage von bis zu 2,80 m.

Es ist geplant, die neuen Haltungen als Kunststoffronr PVC-U mit einem Durchmesser von 315 und 400
mm in einer Lange von ca. 117 m als Mischwasserkanal in der alten Kanaltrasse neu herzustellen. Die
Kosten fir die Kanalerneuerung belaufen sich auf 105.000 €.

In diesem Zuge werden die defekten Grundstucksanschlussleitungen erneuert. Die entstehenden Kosten
sind von den Grundstiickseigentiimern zu tragen und werden den Anliegern im Kostenersatz gemal} § 8
KAG in Rechnung gestellt.

Im Anschluss an den Kanalbau wird die Fahrbahn Uber die gesamte Lange der Baumalnahme mit einer
neuen bitumindsen Decke versehen.

Herr Helmers erkundigt sich, ob nicht ein getrenntes System besser sei.

Herr Abel antwortet, dass sich ein Mischwasserkanal anbiete, da es sich im weiteren Verlauf in Richtung
Klaranlage ebenfalls um Mischwasserkandle handle. Grundsatzlich sei aber die Regel in
Neubaugebieten, das Regen- und Schmutzwasser zu trennen.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr nimmt die Ausfiihrungen zu der Mallnhahme ,Kanalerneuerung
Simmeriss“ zustimmend zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung die Buirgerinformation durch
zufUhren.

13. Errichtung des Hochwasserriickhaltebeckens "Westernfeld" im Einzugsgebiet des
Axtbaches
Vorlage: B 2013/661/2655

Herr Abel teilt mit, dass das Hochwasserschutzkonzept der Stadt Oelde die Errichtung von vier
Hochwasserruckhaltebecken vorsehe. Im Einzugsgebiet des Rathausbaches bzw. der Kuttelbecke sei
zum Schutz der Innenstadt das Becken ,Kiittelbecke® fertiggestellt worden. Das Becken ,Hede“ nérdlich
der Autobahn ist ebenfalls fertiggestellt. Es werden nur noch Restarbeiten an der elektrotechnischen
Ausstattung vorgenommen.

Als nachster Schritt sei auf der stidlichen Seite der A2, im Bereich der Hofstelle Liring das dritte Becken
geplant.

Die Entwurfsplanung sei abgeschlossen. Der Grunderwerb wurde getatigt. Die wasserrechtliche
Genehmigung des Kreises Warendorf vom 12.12.2012 liegt vor. Die Zuwendungsbescheide der
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Bezirksregierung Muinster fur den Grunderwerb und der Baukosten liegen vor. Erste Mittelanforderungen
fur Aufwendungen aus 2012 wurden bereits gestellt und erstattet.

Herr Niebusch erkundigt sich, ob es richtig sei, dass die Regenrlckhaltebecken im Winter nicht in
Funktion seien.

Herr Abel antwortet, dass die Regenrlckhaltebecken gerade auch im Winter in Funktion seien, bei
einem Becken aber noch Restarbeiten an der technischen Ausstattung ausgeflihrt werden missen.
Zurzeit sei aber auch schon ein Einstau zu beobachten.

Beschluss:

Der Ausschuss fiur Planung und Verkehr nimmt die vorgestellte Planung zur Kenntnis und beschlief3t
einstimmig die Freigabe der Finanzmittel fur die Gesamtmalinahme.

14. Errichtung des Regenriickhaltebecken Oelde - Mitte am Groningsweg
Vorlage: B 2013/661/2651

Herr Abel teilt mit, dass punktuelle Misch- und Niederschlagswassereinleitungen einer wasserrechtlichen
Genehmigung gemaR § 8.1 i. V. mit § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes bedurfen.

Ausgehend von der europaweit geltenden Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und den daraufhin
novellierten Landeswassergesetzen sind die Genehmigungsbehérden verpflichtet, bei zeitlich
abgelaufenen Einleitungsgenehmigungen den Nachweis einer gewasservertraglichen Einleitung zu
fordern. Der immissionsorientierte Nachweis der Gewasservertraglichkeit hat nach dem
Untersuchungsverfahren und dem Merkblatt BWK-M3 zu erfolgen.

Das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW hat eine
sogenannte Handlungsanleitung flr den wasserrechtlichen Vollzug von punktuellen Einleitungen von
Misch- und Niederschlagswassereinleitungen erlassen.

Sofern sich die Notwendigkeit eines Regenrlckhaltebeckens vor der Einleitung in das Gewasser ergibt,
ist die Errichtung dieser Abwasseranlage das Mittel der Wahl. Es besteht grundsatzlich keine freie
Auswahl zwischen Maflinhahmen zur Rickhaltung und gewasserstrukturellen MaRnahmen. Jedoch muss
bei einem geringeren RRB Volumen als nachweislich notwendig ein Ausgleich im Gewasser
herbeigeflhrt werden.

Systembedingt wird das Gewasser im Regelfall nur mit der Drosselwassermenge aus dem Becken
belastet. Die Abflussspitzen aus den Kanalnetzen werden vom Gewasser weitgehend ferngehalten.

Das geplante Bauwerk ist Teil des stadtischen Kanalnetzes und damit eine Abwasseranlage. Die
Einleitungsstelle Oelde Mitte am Groningsweg in den Axtbach ist neben der Einleitungsstelle der
Klaranlage fir die Abwasserableitung und Abwasserbehandlung die zweitwichtigste im Oelder
Kanalnetz.

Die Einleitung aus dem Klaruberlauf am vorhandenen Betonbecken entlastet bei ent-sprechenden
Niederschlagen mit bis zu 4460 |/s verdinntem Mischwasser in den Axtbach. Geplant ist ein Erdbecken,
welches die entlasteten Mischwassermengen zunachst zwischenspeichert und bei nachlassenden
Niederschlagen gewasservertraglich dem Axtbach zufuhrt. Die Abflussspitze des Mischwassers in den
Axtbach wird dann von 4460 I/s auf rd. 400 I/s reduziert.

Die Einleitungsgenehmigung ist bereits seit 2005 abgelaufen. Im gesamten Planungsverlauf wurde die
Genehmigung 3-mal verlangert. Am 11.06.2010 beantragte die Stadt Oelde eine nochmalige
Verlangerung der Einleitungsgenehmigung bis zum 31.12.2013 mit der Verpflichtung das Becken bis
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dahin betriebsfertig zu errichten. Die Bezirksregierung hat auf telefonische Anfrage vom 19.12.2012
erklart, dass die Mallnahme gesetzlich notwendig ist. Einer weiteren Verschiebung der MaRnahme wird
nicht zugestimmt.

Da es sich um eine Abwassermalinahme handelt wurde die Stadt Oelde aufgefordert, die MaRnahme in
das Abwasserbeseitigungskonzept aufzunehmen. Die MalRnahme ist Teil des guiltigen und genehmigten
Abwasserbeseitigungskonzeptes aus dem Jahr 2011.

Der Finanzausschuss hat in seiner letzten Sitzung am 26.11.2012 dem Rat empfohlen, bis zur Klarung
der rechtlichen und sachlichen Fragen die Haushaltsmittel zu sperren.

Weiterhin teilt Herr Abel mit, dass es sich bei dem Regenrtickhaltebecken um eine alte Aufgabe handle
und dass die MaRnahme endlich realisiert werden musse. Die Bezirksregierung dulde keinen Aufschub
mehr und habe die Durchsetzung gefordert. Der Grunderwerb sei geklart und die Plane stehen, jedoch
fehle noch die Freigabe der Haushaltsmittel. Des Weiteren erldutert er, dass die Stadt Oelde eine
hohere Abwasserabgabe zahlen misse, falls sie ihrer Pflicht zur ordnungsgemafen
Abwasserbehandlung ab Jahresende 2013 nicht nachkomme.

Ziel der MalRnahme sei, den Axtbach zu schitzen. Die Regenriickhaltebecken puffern bei Starkregen
Kanal- und Niederschlagswasser, damit dieses gedrosselt in die Bache abgeben werden konne. Die
ansonsten starken SpulstolRe wirden die Gewasser und die Okologie zerstoren.

Herr Niebusch erkundigt sich, was bei einem ungedrosseltem Splilstol’ passieren wirde.

Herr Abel teilt mit, dass dies bei starkem Regen SpllstéRe vorkommen kénnen und dass dadurch die
Gewasser zu stark ausgewaschen werden. Bei Regen wirde der erste stark verschmutze Schwall des
mit Niederschlagswasser vermischten Abwassers direkt in die Klaranlage flieRen. Die Kapazitat ist
allerdings begrenzt. Das neu zu errichtende Regenruckhaltebecken sei ein zusatzlicher Puffer fur das
verschmutzte Mischwasser, was dann kontrolliert und gedrosselt in den Axtbach geleitet werde.

Herr Gresshoff teilt mit, dass Handlungsbedarf bestehe und Spulsté3e schon ofters vorgekommen
seien. Weiterhin teilt er mit, dass die Politik nicht drum herum komme, die Haushaltsmittel frei zu geben,
da die Bezirksregierung die Durchfiihrung der Mal3nahme fordere.

Herr Gresshoff erkundigt sich nach Details der Ausgestaltung des Beckens.

Herr Abel teilt mit, dass kein Raum fur naturnahe Gestaltung bestehe.

Herr Gresshoff schlagt vor, Klarteiche zu errichten.

Herr Abel antwortet, dass diese an dieser Stelle nicht errichtet werden kénnen, da es weniger um eine
Regenklarung, als vielmehr um einen Zwischenpuffer fir einen gedrosselten Ablauf gehe.

Beschluss:

Der Ausschuss fir Planung und Verkehr beschlie3t einstimmig die vorgestellte Planung und hebt den
Sperrvermerk bei der Planungsstelle 11.01.02/5014.7852001 auf.
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15. Errichtung des Regenriickhaltebeckens Nonnenbach im Ortsteil Lette
Vorlage: B 2013/661/2650

Herr Abel teilt mit, dass punktuelle Misch- und Niederschlagswassereinleitungen einer wasserrechtlichen
Genehmigung gemaf § 8.1 i. V. mit § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes bedurfen.

Ausgehend von der europaweit geltenden Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und den daraufhin
novellierten Landeswassergesetzen sind die Genehmigungsbehérden verpflichtet, bei zeitlich
abgelaufenen Einleitungsgenehmigungen den Nachweis einer gewasservertraglichen Einleitung zu
fordern. Der immissionsorientierte Nachweis der Gewasservertraglichkeit hat nach dem
Untersuchungsverfahren und dem Merkblatt BWK-M3 zu erfolgen.

Das Ministerium fUr Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW hat eine
sogenannte Handlungsanleitung fur den wasserrechtlichen Vollzug von punktuellen Einleitungen von
Misch- und Niederschlagswassereinleitungen erlassen.

Sofern sich die Notwendigkeit eines Regenrtickhaltebeckens vor der Einleitung in das Gewasser ergibt,
ist die Errichtung dieser Abwasseranlage das Mittel der Wahl. Es besteht grundsatzlich keine freie
Auswahl zwischen MalRnahmen zur Rulckhaltung und gewasserstrukturellen MalRnahmen.
Systembedingt wird das Gewasser im Regelfall nur mit der Drosselwassermenge aus dem Becken
belastet. Die Abflussspitzen aus den Kanalnetzen werden vom Gewasser weitgehend ferngehalten.

Die Ortslage Lette entwassert im Trennsystem. Die befestigten westlichen Flachen von Lette entwassern
Uber ein Rohr DN 1200 in den Nonnenbach. Die angeschlossenen Flachen von rd. 30 ha bestehen aus
Wohnbebauung, Stralen- und Gewerbeflachen der Firma Miele.

Die Einleitungsgenehmigung war bereits im Jahre 2003 abgelaufen. Im Rahmen des wasserrechtlichen
Verfahrens wurde ein Regenriuckhaltebecken gefordert und im Jahre 2004 geplant und genehmigt. Die
Genehmigung wurde bis zum 01.12.2009 unter der Auflage der Errichtung der Beckeneinheit erteilt.
Das geforderte Becken wurde aber nicht umgesetzt. Gemal Erlaubnisbescheid vom 22.04.2010 wurde
erneut die Forderung aufgestellt das Becken betriebsfertig bis zum 31.12.2013 zu erstellen.

Da es sich um eine Abwassermalinahme handelt wurde die Stadt Oelde aufgefordert die MalRnahme in
das Abwasserbeseitigungskonzept aufzunehmen. Die Mal3nahme ist Teil des gultigen und genehmigten
Abwasserbeseitigungskonzeptes aus dem Jahr 2011.

Der Finanzausschuss hat in seiner letzten Sitzung am 26.11.2012 dem Rat empfohlen, bis zur Klarung
der rechtlichen und sachlichen Fragen die Haushaltsmittel zu sperren. Da die Forderung flr den Bau des
Beckens bestehe, musse gehandelt werden und die Haushaltsmittel frei gegeben werden.

Herr Abel erklart, dass es sich um eine SchutzmaRnahme fiir die Okologie handle. Durch die Errichtung
des Regenriickhaltebeckens werde der Nonnenbach geschiitzt und die Okologie nicht total ausgesplilt.
Die Regenrickhaltebecken puffern bei Starkregen Kanal- und Niederschlagswasser, um dieses
gedrosselt in die Bache zu leiten.

Frau Kol weist darauf hin, dass man sich im Klaren sein misse, dass MalRnahmen aus dem
Abwasserbeseitigungskonzpet auch durchgeflihrt werden mussen.

Herr Tegelkamper teilt mit, dass es in Lette nie ein Hochwasserproblem gegeben habe. Des Weiteren
teilt er mit, dass er sich den Bereich des Nonnenbaches mit 2 Mitarbeitern des WLV bereits vor Ort
angesehen habe und dass Fordermittel in Aussicht gestellt wurden.

Herr Abel sagt die erneute Prifung auf Férderung zu.
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Herr Tegelkdmper erklart, dass etwas passieren musse und dass der Bau von Regenrlckhaltebecken
nicht umgangen werden durfe. Er erkundigt sich, ob der geplante Wasserverlauf verpflichtend sei und ob
man durch eine Plandnderung sparen kénne. Darlber hinaus regt er an, das Gebiet einzugriinen und
einen FuBweg zu schaffen, um das Gebiet, besonders flr Spazierganger attraktiver zu machen.

Beschluss:
Der Ausschuss fur Planung und Verkehr beschlieRt mehrheitlich bei einer Gegenstimme die

vorgestellte Planung und hebt den Sperrvermerk bei der Planungsstelle 11.01.02/5044.7852001 auf.

16. Widmung und Feststellung der endgiiltigen Herstellung der ErschlieBungsanlagen im
Bereich "Jahnwiese"
Vorlage: B 2013/600/2654

Herr Abel teilt mit, dass im Gebiet des Bebauungsplans Nr. 70 ,Jahnwiese® der Stadt Oelde der
ErschlieBungstrager (Fa. Probst) die Erschlieungsanlagen inzwischen endgiltig hergestellt hat.

Der Wendehammer am Briiggenfeld, der Gehweg am Deipenweg sowie der Verbindungsweg zwischen
Wendehammer und Deipenweg sind nunmehr gemafl § 6 Abs. 2 in Verbindung mit § 47 Absatz 1 des
Stralten- und Wegegesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen dem o6ffentlichen Verkehr zu widmen.
Voraussetzung hierfir ist, dass der Rat der Stadt Oelde einen entsprechenden Widmungsbeschluss
fasst.

Die Flachen befinden sich bereits im Eigentum der Stadt Oelde.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Verkehr fasst einstimmig folgende Beschlussempfehlung an den
Hauptausschuss und Rat:

a) Widmung von Stralen

Es wird gemaR § 6 des Straen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen (Str'tWG NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NRW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355,
2007 S. 327), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (GV. NRW.
S. 731) beschlossen, die in der Anlage dargestellten ErschlieBungsanlagen

1. Wendehammer am sudlichen Ende der Strae ,,Briiggenfeld*
2. Verbindungsweg zwischen den StraBen ,,Briiggenfeld” und ,,Deipenweg*
3. Gehweg an der Strale ,,Deipenweg*

allesamt bestehend aus dem Flurstiick 584 der Flur 9 in der Gemarkung Oelde

dem offentlichen Verkehr als Gemeindestrallen zu widmen. Die Widmung des Wendehammers
(im beigefiigten Plan schraffiert dargestellt) erfolgt ohne Beschrankung auf bestimmte
Benutzungsarten, Benutzungszwecke oder Benutzerkreise. Der Wendehammer wird als
Anliegerstralie eingestuft.

Die Widmung des Verbindungswegs zwischen den Stralen ,Briggenfeld und ,Deipenweg”
sowie des Gehwegs an der Strale ,Deipenweg“ erfolgt als Gehweg. Diese
ErschlieBungsanlagen sind dementsprechend ausschlielBlich dem  FuRgangerverkehr
vorbehalten.
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b) Feststellung der endgliltigen Herstellung der ErschlieRungsanlagen

Es wird gemal® §§ 132 und 133 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509), in Verbindung mit den §§9, 10 und 12 der
Satzung uber die Erhebung von Erschlielungsbeitrdgen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt
Oelde vom 06.10.1981, zuletzt geéndert durch die 5. Satzung zur Anderung der Satzung tiber die
Erhebung von Erschlielungsbeitrdagen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt Oelde vom
20.02.2003 beschlossen, festzustellen, dass die in der Anlage dargestellten
ErschlieBungsanlagen

1. Wendehammer am siidlichen Ende der StraRe ,,Briiggenfeld*
2. Verbindungsweg zwischen den StralRen ,,Briiggenfeld”“ und ,,Deipenweg*
3. Gehweg an der Strale ,,Deipenweg*

allesamt bestehend aus dem Flurstlick 584 der Flur 9 in der Gemarkung Oelde

endgultig hergestellt sind.

17. Verschiedenes

17.1. Mitteilungen der Verwaltung
17.1.1 Stifterstralle

Herr Abel teilt mit, dass die Stadt Oelde in Besitz von sechs Grundstlicken an der Stifterstrale sei. Die
Grundstiicke sind mit 3 Doppelhdusern aus dem Jahre 1953 bebaut und stehen im stadtischen
Eigentum. Die Gebaude sind insgesamt als abgewohnt zu bezeichnen und haben eine sehr hohe
Leerstandsquote. Aufgrund des starken Sanierungsbedarfes, auch in teilw. sicherheitsrelevanter Art
(Elektro-Unterverteilung), wurde von Neuvermietungen der Schlichtwohnungen abgesehen.

Die Hauser an der Stifterstralle 12 und 14 sind komplett unbewohnt und seien energetisch in einem
sehr schlechten Zustand. Da die Hauser nicht mehr zeitgemafl seinen und leer stehen, werden diese
abgerissen, um Vandalismus zu verhindern.

Die Gesamtflache soll tberplant werden und die Hauser sollen jeweils nach Freiwerden abgerissen
werden. Die aktuell leer stehenden Gebaude sollen jetzt kurzfristig abgerissen werden.

Bedenken gegen den Abriss der Objekte wurden durch den Fachdienst Soziales nicht geduf3ert. Eine
evtl. Nachfrage nach gunstigem Wohnraum in derartigen Schlichtwohnungen kann in Oelde in anderen
Objekten auch weiterhin gedeckt werden. Durch eine Uberplanung und anschlieRende Vermarktung der
Flachen durfte ein Verkaufserlds deutlich Uber den derzeitigen Zeitwerten der Objekte zu erzielen sein.
Aktuell sind die Objekte als unrentabel einzustufen.

17.1.2 Windenergie

Herr Abel teilt mit, dass sich die Eigentimer zu einer GbR Uber die 3 Gebiete zusammengeschlossen
haben. Durch diese soll ein gemeinsamer Gutachter beauftragt werden soll. Durch die Erweiterung des
Gewerbegebietes in nordlicher Richtung wurde die Zone Il in Abstimmung mit den Eigentimern etwas
reduziert. Jedoch sei weiterhin die Aufstellung von Windenergieanlagen in der betroffenen Zone mdaglich.
Zunachst stehe eine artenschutzrechtliche Prifung an. Somit sei noch vollkommen unklar, ob und
welche Zone Uberhaupt zum Tragen komme.
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Herr Tegelkdmper teilt mit, dass im Suchgebiet 2 Suchraume aus der Nachbarkommune Ennigerloh
angrenzen und erkundigt sich, ob mit der Nachbarstadt Kontakt aufgenommen wurde.

Herr Abel antwortet, dass der Kreis Warendorf die koordinierende Funktion habe und Gesprache mit den
Nachbarkommunen geflihrt wiirden.

Frau Lesting teilt mit, dass bei einer Verwirklichung der Zone auch dariber nachgedacht werden sollte,
die H6henbegrenzung aufzuheben.

Herr Abel teilt mit, dass neuere Anlagen eine Hohe von mehr als 170 m haben und das eine
Hohenbegrenzung nicht mehr vor gesehen sei. Hohere Anlagen erfordern jedoch groRere
Schutzabstande.

Herr Junkerkalefeld erkundigt sich nach den Auswirkungen, falls die Fdrderung von erneuerbaren
Energien eingefroren werde.

Herr Abel teilt mit, dass mdgliche Auswirkungen durch die GbR zu prifen waren, die Realisierung dann
aber wohl gefahrdet sei.

17.1.3 Winterdienst

Herr Becker teilt mit, dass die Mitarbeiter des BBH aufgrund der starken Schneemengen die ganze
Woche im Einsatz waren. Zunachst wurden die Stralden, die in der Satzung festgesetzt seien, geraumt..
Aufgrund der angespannten Situation haben die Mitarbeiter des BBH mit Hilfe der Lohnunternehmer
sukzessiv weitere Stralten in Oelde geraumt. Somit habe die Stadt im Sinne der Birger gehandelt. Er
weist darauf hin, dass dies ein Ausnahmefall war nicht zur Regel werde. Dieses sei auch den Blrgern zu
vermitteln. Insgesamt seien Kosten in Hohe von 45.000 € entstanden.

Herr Kwiotek teilt mit, dass dem Ausschuss vor einiger Zeit prasentiert wurde, wo der Winterdienst
durchgeflhrt werde. Weiterhin teilt er mit, dass die Blrger Verstandnis aufbringen muissten, dass nicht
alle StralRen gleichzeitig geschoben und gestreut werden kdnnen. Er bedankt sich bei dem BBH fiir den
hervorragenden Winterdienst und die bislang geleistete Arbeit.

Herr Junkerkalefeld teilt mit, dass der Winterdienst eine Herausforderung fiir den BBH war. Auch er lobt
die hervorragende Arbeit der Mitarbeiter des BBH und der Lohnunternehmer.

Herr Niebusch merkt an, dass viele Leute den Schnee einfach auf die Stralde schiebe. Er erkundigt sich,
ob sich der Salzbunker in diesem Winter bewahrt habe.

Herr Becker antwortet, dass die Salzhalle nicht mehr rechtzeitig vor Winterbeginn fertiggestellt wurde.
Die Salzreserven wurden in BIG-BAGS gelagert, sodass die Stadt einen gewissen Vorrat an Salz habe.
Durch die Salzhalle sei die Stadt Oelde auf Dauer noch flexibler und kdnne somit einen gréReren Vorrat
lagern, wodurch sich deutliche Ersparnisse beim Einkauf ergaben.

Frau KoR teilt mit, dass die RGumung der Schulwege gut war und erkundigt sich nach Unfallen.

Herr Tigges teilt mit, dass es keine Unfélle gegeben habe.
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17.1.4 Unterschriftenlisten zum Erhalt / Erneuerung des Spielplatzes in der Friedlandsiedlung

Herr Abel teilt mit, dass eine Unterschriftenliste zum Erhalt / Erneuerung des Spielplatzes in der
Friedlandsiedlung eingereicht wurde. Hierzu solle eine Beratung in der nachsten Sitzung des
Ausschusses flr Planung und Verkehr erfolgen.

17.1.5 Baugebiet Schulze-Sinninghausen

Herr Abel teilt mit, dass fir das Gebiet hat die Stadt Oelde am 19.05.2005 mit der Firma Brechtefeld &
Nafe ErschlieBungstrager GmbH einen Durchfiihrungsvertrag geschlossen hat. Laut diesem Vertrag
sollten die Baustralfen im 1. Bauabschnitt bis zum 30.09.2005 und im 2. Bauabschnitt bis zum
31.12.2006 hergestellt werden. Der Endausbau fir das komplette Vertragsgebiet sollte urspriinglich bis
spatestens 31.12.2008 erfolgen.

Aufgrund der von Beginn an schwierigen Grundsticksvermarktung konnten die Fertigstellung der
Baustrallen sowie der Endausbau der ErschlieBungsanlagen im Gesamtgebiet nicht fristgerecht erfolgen
und wurden durch die bisherigen Anderungsvereinbarungen bereits mehrfach hinaus geschoben. Aktuell
ist lediglich der erste Teil des ersten Bauabschnitts endausgebaut (im Plan schraffiert dargestellt); im
zweiten Teil des ersten Bauabschnitts sowie im zweiten Bauabschnitt ist derzeit lediglich eine BaustralRe
vorhanden. Der Endausbau misste hier It. 5. Anderungsvereinbarung zum o.g. Vertrag bis spatestens
31.12.2012 erfolgen.

Die Grundstlicksvermarktung gestaltet sich allerdings weiterhin schleppend. Da der Stadt durch eine
weitere Fristverlangerung keine Nachteile entstehen und um weiterhin Baugrundstiicke fir Bauwillige im
Ortsteil Sdnninghausen anbieten zu kdnnen, hat die Stadt Oelde mit dem Vorhabentrager am
06.12.2012 die 7. Anderungsvereinbarung zum Durchfiihrungsvertrag vom 19.05.2005 geschlossen.
Durch diese Anderungsvereinbarung wird die Frist wie folgt geandert:

Der Endausbau im gesamten Vertragsgebiet (d.h. im zweiten Teil des ersten Bauabschnitts sowie im
zweiten Bauabschnitt) hat bis spatestens 31.12.2015 zu erfolgen.

Weiter teilt er mit, dass die Stadt Oelde vom Erschlielungstrager die Verkehrsflachen des ersten
Bauabschnittes Ubernehme, sodass die Stral3enbeleuchtung errichtet werden kdnne.
17.2. Anfragen an die Verwaltung

Herr Hillenhaus erkundigt sich, ob der Baum an dem Radweg an der Kreuzung Nordring / Warendorfer
Stralde bewusst gepflanzt wurde.

Herr Tigges antwortet, dass die Kreuzung Nordring / Warendorfer Stral3e ein Unfallschwerpunkt sei und
dass der Baum zur allgemeinen Verbesserung der Situation in diesem Bereich diene.

Herr Junkerkalefel merkt an, dass die Grinphase fur FuRganger in diesem Bereich sehr kurz sei.

Herr Tigges teilt mit, dass er dies an den Landesbetrieb weiter geben werde.

Herr Bovekamp erkundigt sich nach dem Stand zum Bau der Hauser an der Moorwiese und fragt, ob die
Baugenehmigung erteilt worden sei. Er teilt mit, dass es winschenswert sei, die fehlenden Parkplatze
vor dem Gelande des St.-Franziskus-Hauses Richtung Hallenbad zu errichten.

Herr Abel antwortet, dass bereits zwei Baugenehmigungen erteilt wurden. Die Baulasterklarung wurde
von Herrn Maas, der Eigentiimer der Grundstlicke ist, ebenfalls eingereicht. Weiterhin fehle noch die
Birgschaft von Herrn Kirchner. Des Weiteren teilt Herr Abel mit, dass nach Auskunft des Architekten
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Maas die Ausschreibung fiir den Bau der Parkplatze in der nachsten Woche beginne. Die Parkplatze
werden auf dem Grundstiick von der Helmut-Rahn-StralRe aus erschlossen.

Herr Bovekamp teilt mit, dass Herr Kirchner gesagt habe, sobald die Baugenehmigung vorlege, sei er
bereit, Uber die Parkplatze zu reden. Weiter teilt er mit, dass seiner Meinung nach die Parkplatze auf
dem Grundstiick nicht angenommen werden und sich die Parkplatzsituation im Bereich des St.-
Franziskus-Hauses auch nicht verbessern werde.

Herr Abel teilt mit, dass er nochmals mit Herrn Kirchner tber die Parkplatze sprechen werde.

Heinz Junkerkalefeld Stefanie Schroder
Vorsitzender Schriftfihrerin



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	BM_TEXT4
	Text1
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Zu

